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Referentenentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Weiterentwicklung der Treibhaus-
gasminderungs-Quote 

A. Problem und Ziel 

Mit der Treibhausgasminderungs-Quote (THG-Quote) nach den §§ 37a ff. des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) werden Kraftstoffanbieter verpflichtet, die Treibhaus-
gasemissionen ihrer Kraftstoffe zu senken. Nachhaltige Biokraftstoffe, strombasierte Kraft-
stoffe auf Basis von grünem Wasserstoff und der direkte Einsatz von Strom in Straßenfahr-
zeugen mit Elektroantrieb können auf die Erfüllung der THG-Quote angerechnet werden.  

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs-Quote vom 24. Sep-
tember 2021 (BGBl. I S. 4458) wurde die Verpflichtung zur Treibhausgasminderung durch 
ambitionierte Vorgaben bis zum Jahr 2030 fortgeschrieben. Das Gesetz diente der Umset-
zung der Vorgaben der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 (RED II). 

Als Teil des Fit-for-55-Pakets der Europäischen Kommission wurden die Vorgaben der RED 
II durch die Richtlinie (EU) 2023/2413 (sog. RED III) deutlich angehoben. Die Verpflichtung 
zum Einsatz erneuerbarer Energien wurden vom Straßenverkehr auf Kraftstoffe in allen 
Verkehrsbereichen ausgeweitet. Zudem wurden bestehende Quoten für den Einsatz von 
fortschrittlichen Biokraftstoffen aus Abfall- und Reststoffen angehoben sowie zusätzliche 
Verpflichtungen für den Einsatz von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs 
geschaffen, zu denen grüner Wasserstoff oder synthetische flüssige Kraftstoffe gehören. 

Mit der Verordnung (EU) 2023/2405 (ReFuelEU Aviation) wurden Vorgaben für den geziel-
ten Einsatz erneuerbarer Kraftstoffe im Flugverkehr zur Gewährleistung gleicher Wettbe-
werbsbedingungen für einen nachhaltigen Flugverkehr festgelegt.  

Nachhaltige, erneuerbare Kraftstoffe sind zur Erreichung der Klimaschutzziele unablässig. 
Insbesondere der Luft- und Seeverkehr werden auch langfristig auf fortschrittliche Biokraft-
stoffe und erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs auf Basis von grünem Was-
serstoff angewiesen sein. Für die Hersteller dieser Kraftstoffe ist langfristige Planungssi-
cherheit über das Jahr 2030 hinaus erforderlich. 

Nach dem Bundes-Klimaschutzgesetz müssen bis zum Jahr 2045 die Treibhausgasemis-
sionen so weit gemindert werden, dass Netto-Treibhausgasneutralität erreicht wird. Um die-
ses Ziel zu erreichen, müssen auch im Kraftstoffbereich die Emissionen signifikant verrin-
gert werden. Langfristig ist zur Zielerreichung ein vollständiger Umstieg auf erneuerbare 
Energien erforderlich. 

Der zukünftige Einsatz erneuerbarer Kraftstoffe ist nur vertretbar und trägt nur dann wirk-
sam und zuverlässig zur Zielerreichung bei, wenn zusätzliche Maßnahmen zur Betrugsprä-
vention ergriffen werden. 

Durch Änderungen der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 sind Anpassungen am 
Prozess der Zertifizierung von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs erfor-
derlich. 
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B. Lösung 

Zur Umsetzung der RED III und zur Erreichung der Klimaschutzziele im Verkehrssektor wird 
die THG-Quote ambitioniert fortgeschrieben. Hierfür werden folgende Maßnahmen getrof-
fen: 

- Die verpflichtende prozentuale Minderung der Treibhausgasemission bei Kraftstof-
fen wird bis ins Jahr 2040 festgelegt und steigt schrittweise auf 53 %, was einem 
Anteil an erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch im Verkehr von über 
77 % gemäß Berechnungsmethode der RED III entspricht. Die Quote ist nunmehr 
von allen Kraftstoffanbietern für alle Verkehrsbereiche zu erfüllen. 

- Die gesonderte Quote für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs im Flug-
verkehr wird ersetzt durch eine allgemeine Quote über alle Verkehrsbereiche.  

- Die Quote für fortschrittliche Biokraftstoffe wird angehoben, die Doppelanrechnung 
entfällt. 

- Erneuerbare Kraftstoffe sind nur noch anrechenbar, wenn Vor-Ort-Kontrollen durch 
staatliche Kontrolleure möglich sind. 

- Die Obergrenze für Biokraftstoffe aus Nahrungs- und Futtermitteln wird abgesenkt. 

- Die Anrechnung von Sojaöl sowie Reststoffen der Palmölproduktion auf die THG-
Quote wird sofort beendet. 

Die Anpassung der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mit-
verarbeiteten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote (37. BImSchV) dient der Umset-
zung der Vorgaben der RED III sowie ihrer Durchführungsverordnung (EU) 2022/996. Ins-
besondere die Übernahme der geänderten Vorgaben der Durchführungsverordnung (EU) 
2022/996 hinsichtlich der Akkreditierungspflicht für Zertifizierungsstellen macht weitge-
hende Anpassungen an der 37. BImSchV erforderlich. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

[Wird nachgereicht] 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

[Wird nachgereicht] 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

[Wird nachgereicht] 
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Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

[Wird nachgereicht] 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

[Wird nachgereicht] 

F. Weitere Kosten 

[Wird nachgereicht] 
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Referentenentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Weiterentwicklung der Treibhaus-
gasminderungs-Quote1) 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetztes 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes zur Verbesserung des 
Klimaschutzes beim Immissionsschutz, zur Beschleunigung immissionsschutzrechtlicher 
Genehmigungsverfahren und zur Umsetzung von EU-Recht (BGBl. 2024 I Nr. 225) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Angabe zu § 37b wird das Wort „Biokraftstoffen“ durch die Wörter „erneuer-
baren Kraftstoffen“ ersetzt. 

b) Nach der Angabe zu § 37h werden folgende Angaben eingefügt: 

„§ 37i Unionsdatenbank 

§ 37j Verpflichtung von Flugkraftstoffanbietern“. 

2. § 37a wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 4 werden wie folgt gefasst: 

(1) „ Wer gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 

1. Ottokraftstoff nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 des Energiesteuergesetzes, 

2. Dieselkraftstoff nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 des Energiesteuergesetzes, 

3. Erdgas und gasförmige Kohlenwasserstoffe nach § 2 Absatz 1 Nummer 7 des 
Energiesteuergesetzes, 

                                                
1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 
2018/1999 und der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates, der Verordnung (EU) 2023/2405 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Gewährleistung gleicher Wett-
bewerbsbedingungen für einen nachhaltigen Luftverkehr (Initiative ReFuelEU Aviation), der delegier-
ten Richtlinie (EU) 2024/1405 der Kommission vom 14. März 2024 zur Änderung des Anhangs IX der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Aufnahme von 
Rohstoffen für die Herstellung von Biokraftstoffen und Biogas und der Durchführungsverordnung (EU) 
2025/196 der Kommission vom 3. Februar 2025 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 
2022/996 hinsichtlich der Akkreditierung von Zertifizierungsstellen und zur Berichtigung von Anhang 
VII der genannten Verordnung. 
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4. Flüssiggase nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 des Energiesteuergesetzes, 

5. Flugturbinenkraftstoff nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 oder § 27 Absatz 2 und 3 
des Energiesteuergesetzes, 

zur Verwendung in Land- und Luftfahrzeugen in Verkehr bringt, hat sicherzustel-
len, dass für die gesamte im Lauf eines Kalenderjahres (Verpflichtungsjahr) von 
ihm in Verkehr gebrachte Menge Kraftstoffs die Vorgaben des Absatzes 4 einge-
halten werden. Kraftstoff gilt mit dem Entstehen der Energiesteuer nach § 8 Absatz 
1, § 9 Absatz 1, § 9a Absatz 4, § 15 Absatz 1 oder Absatz 2, auch jeweils in Ver-
bindung mit § 15 Absatz 4, §§ 19b Absatz 1, § 22 Absatz 1 oder § 23 Absatz 1 
oder Absatz 2, § 38 Absatz 1, § 42 Absatz 1 oder § 43 Absatz 1 des Energiesteu-
ergesetzes als in Verkehr gebracht; dies gilt auch, wenn sich an die Entnahme ein 
Verfahren der Steuerbefreiung nach § 24 in Verbindung mit § 27 des Energiesteu-
ergesetzes anschließt. Ausgenommen von der Verpflichtung nach Satz 1 ist, wer 
ausschließlich Flugturbinenkraftstoff in Verkehr bringt. 

(2) Wer gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 
nach § 27 Absatz 1 des Energiesteuergesetzes steuerbefreiten oder nach § 2 Ab-
satz 1 Nummer 4 oder Nummer 6 des Energiesteuergesetzes zu versteuernden 
Kraftstoff zur Verwendung in Wasserfahrzeugen in Verkehr bringt, hat sicherzu-
stellen, dass die im gesamten Verpflichtungsjahr von ihm in Verkehr gebrachte 
Menge Kraftstoffs die Vorgaben des Absatzes 4 eingehalten werden. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Verpflichteter nach Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 ist der jeweilige 
Steuerschuldner im Sinne des Energiesteuergesetzes. Abweichend von Satz 1 ist 
in den Fällen des § 7 Absatz 4 Satz 1 des Energiesteuergesetzes der Dritte (Ein-
lagerer) Verpflichteter. In den Fällen des § 22 Absatz 1 des Energiesteuergesetzes 
gilt allein derjenige als Verpflichteter im Sinne von Satz 1, der eine der dort jeweils 
genannten Handlungen zuerst vornimmt. Verpflichteter nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 5 oder Absatz 2 ist der jeweilige Steuerschuldner im Sinne des Energiesteu-
ergesetzes oder der Steuerlagerinhaber, der Kraftstoff zu steuerfreien Zwecken 
nach § 27 des Energiesteuergesetzes abgibt. Verpflichteter ist abweichend von 
Satz 4 

1. in den Fällen des § 7 Absatz 4 Satz 1 des Energiesteuergesetzes der Einla-
gerer, 

2. in den Fällen des § 7 Absatz 6 des Energiesteuergesetzes derjenige, der die 
Betankung kaufmännisch veranlasst hat. 

(4) Verpflichtete nach Absatz 1 und Verpflichtete nach Absatz 2 haben si-
cherzustellen, dass die Treibhausgasemissionen der von ihnen in Verkehr ge-
brachten fossilen Kraftstoffe zuzüglich der Treibhausgasemissionen der von ihnen 
eingesetzten Erfüllungsoptionen um einen festgelegten Prozentsatz gegenüber 
dem Referenzwert nach Satz 3 gemindert werden. Die Höhe des in Satz 1 genann-
ten Prozentsatzes beträgt 

1. ab dem Kalenderjahr 2020 6 Prozent, 

2. ab dem Kalenderjahr 2022 7 Prozent, 

3. ab dem Kalenderjahr 2023 8 Prozent, 

4. ab dem Kalenderjahr 2024 9,35 Prozent, 
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5. ab dem Kalenderjahr 2025 10,6 Prozent, 

6. ab dem Kalenderjahr 2026 12 Prozent, 

7. ab dem Kalenderjahr 2027 15 Prozent, 

8. ab dem Kalenderjahr 2028 17,5 Prozent, 

9. ab dem Kalenderjahr 2029 21 Prozent, 

10. ab dem Kalenderjahr 2030 25 Prozent, 

11. ab dem Kalenderjahr 2031 27 Prozent, 

12. ab dem Kalenderjahr 2032 29 Prozent, 

13. ab dem Kalenderjahr 2033 31 Prozent 

14. ab dem Kalenderjahr 2034 33 Prozent, 

15. ab dem Kalenderjahr 2035 35 Prozent, 

16. ab dem Kalenderjahr 2036 37 Prozent, 

17. ab dem Kalenderjahr 2037 40 Prozent, 

18. ab dem Kalenderjahr 2038 43 Prozent, 

19. ab dem Kalenderjahr 2039 47 Prozent, 

20. ab dem Kalenderjahr 2040 53 Prozent. 

Der Referenzwert, gegenüber dem die Treibhausgasminderung zu erfolgen hat, 
berechnet sich durch Multiplikation des Basiswertes mit der vom Verpflichteten in 
Verkehr gebrachten energetischen Menge an fossilen Kraftstoffen zuzüglich der 
energetischen Menge an eingesetzten Erfüllungsoptionen. Der Basiswert wird fest-
gelegt durch eine Verordnung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 6. Die Treib-
hausgasemissionen von fossilen Kraftstoffen berechnen sich durch Multiplikation 
der Werte, die durch eine Verordnung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 fest-
gelegt werden, mit der vom Verpflichteten in Verkehr gebrachten energetischen 
Menge an fossilen Kraftstoffen. Die Treibhausgasemissionen von Biokraftstoffen 
berechnen sich durch Multiplikation der in den anerkannten Nachweisen nach § 8 
der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vom 2. Dezember 2021 (BGBl. I S. 
5126, 5143), in der jeweils geltenden Fassung ausgewiesenen Treibhausgasemis-
sionen in Kilogramm Kohlenstoffdioxid-Äquivalent pro Gigajoule mit der vom Ver-
pflichteten in Verkehr gebrachten energetischen Menge Biokraftstoffs. Biokraft-
stoffe werden wie fossile Kraftstoffe behandelt, sofern 

1. für die Biokraftstoffe anerkannte Nachweise nach § 8 der Biokraftstoff-Nach-
haltigkeitsverordnung nicht vorgelegt werden, 

2. für die Biokraftstoffe anerkannte Nachweise nach § 8 der Biokraftstoff-Nach-
haltigkeitsverordnung vorgelegt werden, die keine Treibhausgasemissionen 
ausweisen, 
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3. für die Biokraftstoffe anerkannte Nachweise nach § 8 der Biokraftstoff-Nach-
haltigkeitsverordnung vorgelegt werden, die unwirksam im Sinne der Biokraft-
stoff-Nachhaltigkeitsverordnung sind und nicht anerkannt werden dürfen, 

4. die Biokraftstoffe nach § 37b Absatz 8 Satz 1 von der Anrechenbarkeit ausge-
schlossen sind oder 

5. die Europäische Kommission nach Artikel 30 Absatz 10 der Richtlinie (EU) 
2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 
2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABl. 
L 328 vom 21.12.2018, S. 82; L 311 vom 25.9.2020, S. 11) in der jeweils gel-
tenden Fassung oder nach Artikel 7c Absatz 8 der Richtlinie 98/70/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 1998 über die Qua-
lität von Otto- und Dieselkraftstoffen und zur Änderung der Richtlinie 
93/12/EWG des Rates (ABl. L 350 vom 28.12.1998, S. 58), die zuletzt durch 
die Verordnung (EU) 2018/1999 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung entschieden hat, dass die Bun-
desrepublik Deutschland den Biokraftstoff für die in Artikel 25 Absatz 1 Unter-
absatz 1 und 4 der Richtlinie (EU) 2018/2001 oder für die in Artikel 7a der 
Richtlinie 98/70/EG genannten Zwecke nicht berücksichtigen darf.  

Satz 7 erster Halbsatz gilt entsprechend für die in § 37b Absatz 2 bis 6 genannten 
Energieerzeugnisse, wenn diese keine Biokraftstoffe im Sinne dieses Gesetzes 
sind. Bei der Berechnung des Referenzwertes nach den Sätzen 3 und 4 sowie der 
Treibhausgasemissionen nach den Sätzen 5 und 6 sind Kraftstoffmengen, für die 
dem Verpflichteten eine Steuerentlastung nach § 8 Absatz 7, nach § 46 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 3 oder nach § 47 Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 
Nummer 6 des Energiesteuergesetzes gewährt wurde oder wird, nicht zu berück-
sichtigen. In den Fällen des Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt Satz 9 unab-
hängig von der Person des Entlastungsberechtigten.“ 

b) Absatz 4a wird gestrichen. 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach der Angabe „Absatz 1 Satz 1 Satz 1 und 2“ wird die Angabe „und 
Absatz 2 “ eingefügt. 

bbb) Nummer 6 wird durch folgende Nummer 6 ersetzt: 

6. „ flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht-biogenen 
Ursprungs, auch wenn sie in einem raffinerietechnischen Verfah-
ren gemeinsam mit mineralölstämmigen Ölen hergestellt werden, 
soweit eine Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt,“. 

ccc) Nummer 7 wird durch folgende Nummer 7 ersetzt: 

7. „ flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen 
Ursprungs, wenn sie als Zwischenprodukt zur Produktion konven-
tioneller Kraftstoffe oder Biokraftstoffe verwendet werden, soweit 
eine Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d Absatz 
2 Satz 1 Nummer 13 dies zulässt und vorausgesetzt, dass die 
durch die Nutzung erneuerbarer Kraftstoffe nicht biogenen Ur-
sprungs erzielte Verringerung der Treibhausgasemissionen nicht 
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bei der Berechnung der Treibhausgasemissionseinsparungen 
der Biokraftstoffe berücksichtigt wird.“. 

ddd) Nummer 8 wird gestrichen. 

bb) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen. 

cc) Folgender Satz wird eingefügt: 

„Die Verpflichtung nach Absatz 1 kann nicht durch Erfüllungsoptionen erfüllt 
werden, die in Wasserfahrzeugen eingesetzt wurden.“ 

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 2 wird die Angaben „Absatz 4a“ durch die Angabe „Absatz 
4“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird eingefügt: 

„Abweichend von Satz 1 kann die Verpflichtung nicht auf jemanden übertragen 
werden, der aufgrund von Absatz 1 Satz 6 nicht Verpflichteter ist.“ 

e) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe „Absatz 4a“ durch die Angaben „Absatz 
4“ geändert. 

bb) Satz 4 wird gestrichen. 

cc) Satz 6 und 7 werden wie folgt ersetzt: 

„Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Sätzen 1 bis 5 werden die vom 
Dritten erreichte Treibhausgasminderungsmenge ausschließlich bei der Be-
rechnung der Treibhausgasemissionen nach Absatz 4 Satz 5 und 6 zugunsten 
des Verpflichteten berücksichtigt. Die Treibhausgasminderungsmenge be-
rechnet sich in entsprechender Anwendung des Absatzes 4 Satz 3 bis 10.“ 

f) Absatz 8 wird durch folgenden Absatz 8 ersetzt: 

(8) „ Treibhausgasminderungsmengen, die den nach Absatz 4 vorgeschriebe-
nen Prozentsatz für ein bestimmtes Verpflichtungsjahr übersteigen, werden auf 
Antrag des Verpflichteten auf den Prozentsatz des folgenden Kalenderjahres an-
gerechnet.“ 

3. § 37b wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird die Angabe „Biokraftstoffen“ durch die Angabe „erneuerba-
ren Kraftstoffen“ ersetzt. 

b) In Absatz 6 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Für die Anrechnung auf die Erfüllung von Verpflichtungen nach § 37a Absatz 1 
Satz 1 und 2 und Absatz 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4 gilt aus dem Leitungs-
netz entnommenes Erdgas als Biomethan, soweit die Menge des entnommenen 
Gases im Wärmeäquivalent der Menge von an anderer Stelle  
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1. im Verbrauchsteuergebiet der Europäischen Union (§ 1a Satz 1 Nummer 4 
Energiesteuergesetz) in das Erdgasnetz eingespeistem Biomethan entspricht 
oder 

2. in einem Drittstaat in das Erdgasnetz eingespeistem Biomethan entspricht, 
wenn das Erdgasnetz des Drittstaates physisch mit dem Gasverbundnetz der 
Europäischen Union verbunden ist, alle betreffenden Wirtschaftsteilnehmer 
Daten über die getätigten Transaktionen und die Nachhaltigkeitseigenschaf-
ten und Treibhausgasemissionen des Biomethans in die Unionsdatenbank 
nach Artikel 31a der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der jeweils geltenden Fas-
sung eingeben haben und die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle 
der Anrechnung von Biomethan aus diesem Drittstaat zugestimmt hat. 

Dies gilt auch, soweit Biomethan im Anschluss an eine Entnahme nach Satz 2 
verflüssigt wird.“ 

c) Absatz 8 wird durch folgenden Absatz 8 ersetzt: 

(8) „ Nicht auf die Erfüllung von Verpflichtungen nach § 37a Absatz 1 Satz 1 
und 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4 angerechnet werden können 

1. Biokraftstoffe aus Palmöl, 

2. Biokraftstoffe aus Sojaöl, 

3. Biokraftstoffe aus Reststoffen, Abfallstoffen und Nebenprodukten des Anbaus 
von Ölpalmen und der Palmölproduktion, darunter insbesondere Abwasser 
aus Palmölmühlen, leere Palmfruchtbündel, Palmwedel, Palmenstamm, 
Palmschlammöl und destillierte Palmfettsäure, 

4. Biokraftstoffe aus Rohstoffen mit hohem Risiko indirekter Landnutzungsände-
rung nach Artikel 3 der Verordnung (EU) 2019/807 in der jeweils geltenden 
Fassung, 

5. Biokraftstoffe und erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs aus Pro-
duktionsanlagen, bei denen eine Vor-Ort-Kontrolle durch eine zuständige Be-
hörde eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union zum Zweck der Über-
wachung der Arbeitsweise der Zertifizierungsstellen nach Artikel 30 Absatz 9 
Unterabsatz 2 der Richtlinie (EU) 2018/2001, während der üblichen Betriebs- 
und Geschäftszeiten nicht ermöglicht wird, sofern eine Verordnung der Bun-
desregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 20 die Voraussetzungen 
für die Möglichkeit von Vor-Ort-Kontrollen festlegt, 

6. Biogene Öle, die in einem raffinerietechnischen Verfahren gemeinsam mit mi-
neralölstämmigen Ölen hydriert wurden, 

7. der Biokraftstoffanteil von Energieerzeugnissen mit einem Bioethanolanteil 
von weniger als 70 Volumenprozent, denen Bioethanol enthaltende Waren der 
Unterposition 3824 90 99 der Kombinierten Nomenklatur zugesetzt wurden, 

8. Biokraftstoffe, soweit sie aus tierischen Ölen oder Fetten hergestellt wurden in 
Bezug auf diesen Anteil, und 

9. Wasserstoff aus biogenen Quellen. 

Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt nicht für Mengen an Biokraftstoffen, die vor dem Ver-
pflichtungsjahr 2026 in Verkehr gebracht wurden. Satz 1 Nummer 8 und Absatz 1 
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Satz 1 gilt nicht für den Biokraftstoffanteil, der aus tierischen Fetten und Ölen der 
Kategorie 1 und 2 gemäß Artikel 8 und 9 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevor-
schriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenpro-
dukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002, die zuletzt durch 
die Verordnung (EU) 2019/1009 (ABl. L 170 vom 25.6.2019, S. 1) geändert worden 
ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung, hergestellt wurde. Satz 1 Nummer 9 und 
Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Wasserstoff der in Straßenfahrzeugen eingesetzt wird 
und aus biogenen Quellen der Anlage 1 der Verordnung zur Festlegung weiterer 
Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen vom 8. Dezember 
2017 (BGBl. I S. 3892), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 200) geändert worden ist; eine Rechtsverordnung der Bun-
desregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 19 regelt weitere Bestimmun-
gen.“ 

4. § 37c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgenden Satz ersetzt: 

„Verpflichtete haben der zuständigen Stelle jeweils bis zum Ablauf des 1. Juni des 
auf das Verpflichtungsjahr folgenden Kalenderjahres schriftlich mitzuteilen 

1. die im Verpflichtungsjahr von ihnen in Verkehr gebrachte Menge fossilen 
Kraftstoffs, 

2. die im Verpflichtungsjahr von ihnen eingesetzte Menge an Erfüllungsoptionen, 
bezogen auf die verschiedenen jeweils betroffenen Erfüllungsoptionen, und 

3. die Treibhausgasemissionen in Kilogramm Kohlenstoffdioxid-Äquivalent der 
jeweiligen Mengen.“ 

b) Absatz 2 wird durch folgenden Absatz 2 ersetzt: 

(2) „ Soweit Verpflichtete einer Verpflichtung nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 
2 und Absatz 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4 nicht nachkommen, setzt die 
zuständige Stelle eine Abgabe fest für die Fehlmenge der zu mindernden Treib-
hausgasemissionen oder für die nach dem Energiegehalt berechnete Fehlmenge 
an Kraftstoff. Die Abgabenschuld des Verpflichteten entsteht mit Ablauf des 1. Ju-
nis des auf das Verpflichtungsjahr folgenden Kalenderjahres. Die Abgabe beträgt 

1. 0,60 Euro pro Kilogramm Kohlenstoffdioxid-Äquivalent in den Fällen des § 37a 
Absatz 4, 

2. 45 Euro pro Gigajoule in den Fällen, in denen ein Verpflichteter durch eine 
Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 
8 einen Mindestanteil bestimmter Biokraftstoffe oder anderer erneuerbarer 
Kraftstoffe in Verkehr zu bringen hat, 

3. 70 Euro pro Gigajoule in den Fällen, in denen ein Verpflichteter durch eine 
Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 
13 einen Mindestanteil an erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ur-
sprungs in Verkehr zu bringen hat. 

Soweit im Falle des § 37a Absatz 6 Satz 1 oder des § 37a Absatz 7 Satz 1 der 
Dritte seine vertragliche Verpflichtung nicht erfüllt, setzt die zuständige Stelle die 
Abgabe gegen den Verpflichteten fest.“ 
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c) Absatz 3 Satz 2 wird durch folgenden Satz ersetzt: 

„Die Schätzung ist unwiderlegliche Basis für die Verpflichtung nach § 37a Absatz 
1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4.“ 

5. § 37d wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 37c“ die Angabe „, § 37i und 37j“ 
eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 19 Buchstabe c wird der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

bb) In Satz 19 wird folgende Nummer 20 eingefügt: 

20. „ für den Ausschluss der Anrechnung von Biokraftstoffen und erneuerba-
ren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs nach § 37b Absatz 8 Satz 1 
Nummer 5 

a) die Voraussetzungen für die Möglichkeit von Vor-Ort-Kontrollen fest-
zulegen und 

b) zu bestimmen, dass der Ausschluss auch für die Anrechnung auf 
einen Mindestanteil bestimmter Biokraftstoffe oder anderer erneuer-
barer Kraftstoffe nach Nummer 8 gilt.“ 

cc) Die Sätze 3 bis 5 werden gestrichen. 

dd) Folgende Sätze werden eingefügt: 

„Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nummer 13 bedürfen der Zustimmung des 
Deutschen Bundestages, sofern Regelungen zu verpflichtenden Mindestan-
teilen an erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs getroffen wer-
den. Hat sich der Deutsche Bundestag nach Ablauf von vier Sitzungswochen 
seit Eingang der Rechtsverordnung nach Satz 3 nicht mit ihr befasst, gilt die 
Zustimmung zu der unveränderten Rechtsverordnung als erteilt.“ 

6. In § 37g Satz 2 wird die Angabe „31. März 2024 und dann alle zwei Jahre“ durch die 
Angabe „1. Dezember 2028 und dann alle zwei Jahre “ ersetzt. 

7. § 37h wird durch folgenden § 37h ersetzt: 

„§ 37h 

Mechanismus zur Anpassung der Treibhausgasminderungs-Quote; Verordnungser-
mächtigung 

(1) Die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle veröffentlicht auf Grundlage 
der Mitteilungen nach § 37c Absatz 1 Satz 1 die Summe der Treibhausgasminderungs-
mengen aller Verpflichteten, die den nach § 37a Absatz 4 vorgeschriebenen Prozent-
satz in einem Verpflichtungsjahr überschreiten (Übererfüllung), spätestens bis zum 31. 
Juni des Folgejahres.  
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(2) Übersteigt das Verhältnis aus der Übererfüllung und der Summe der Refe-
renzwerte aller Verpflichteten in einem Verpflichtungsjahr die Differenz aus dem Pro-
zentsatz des folgenden und des übernächsten Verpflichtungsjahres, erhöht die Bun-
desregierung den Prozentsatz nach § 37a Absatz 4 Satz 2 durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates für alle nachfolgenden Verpflichtungsjahre. Stellt 
die zuständige Stelle im Verwaltungsverfahren eine Änderung an der veröffentlichten 
Übererfüllung nach Absatz 1 fest, ist dies bis zum Erlass der Rechtsverordnung zu 
berücksichtigen. 

(3) Die Erhöhung durch eine Rechtsverordnung hat der halben bis eineinhalbfa-
chen Übersteigung nach Absatz 2 zu entsprechen und erfolgt für das übernächste Ver-
pflichtungsjahr. Bei der Ermittlung der Übersteigung in den Folgejahren ist eine beste-
hende Erhöhung des Prozentsatzes durch eine Rechtsverordnung zu berücksichtigen.“ 

8. Folgender § 37i wird eingefügt: 

„§ 37i 

Unionsdatenbank 

(1) Verpflichtete nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 haben bis zum 
1. Juni des darauffolgenden Verpflichtungsjahres die nach § 37c Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 und 2 an die zuständige Stelle mitgeteilten Mengen und Treibhausgasemissio-
nen in die Unionsdatenbank nach Artikel 31a der Richtlinie (EU) 2018/2001 in der je-
weils geltenden Fassung einzutragen [, sobald die Unionsdatenbank eingerichtet und 
in Betrieb ist]. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Eintragung der Daten durch ein Datensys-
tem einer vom Verpflichteten beauftragen Person erfolgen. Die Europäische Kommis-
sion und die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle sind hierüber zu informieren. 
Der Verpflichtete ist so zu behandeln, als hätte er die Daten selbst eingetragen. 

(3) Die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle überprüft die Eingaben nach 
Absatz 1 und 2.“ 

9. Folgender § 37j wird eingefügt: 

„§ 37j 

Verpflichtung von Flugkraftstoffanbietern 

(1) Flugkraftstoffanbieter im Sinne des Artikel 3 Nummer 19 der Verordnung (EU) 
2023/2405 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur 
Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen für einen nachhaltigen Luftverkehr 
(ABl. L 2405 vom 31.10.2023, S. 1) ist, wer gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaft-
licher Unternehmungen nach § 27 Absatz 2 und 3 des Energiesteuergesetzes steuer-
befreiten oder nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 des Energiesteuergesetzes zu versteuern-
den Flugturbinenkraftstoff der Unterposition 2710 19 21 der Kombinierten Nomenklatur 
oder Wasserstoff zur Verwendung in Luftfahrzeugen an Flughäfen der Union im Sinne 
von Artikel 3 Nummer 1 und 3 der Verordnung (EU) 2023/2405 in Verkehr bringt. § 37a 
Absatz 3 gilt entsprechend. 
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(2) Die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle überprüft die vom Flugkraft-
stoffanbieter gemachten Angaben in der Unionsdatenbank nach Artikel 10 der Verord-
nung (EU) 2023/2405 hinsichtlich der nach Absatz 1 in Verkehr gebrachten Kraftstoffe. 

(3) Soweit ein Flugkraftstoffanbieter seiner Verpflichtung nach Artikel 4 in Verbin-
dung mit Anhang I der Verordnung (EU) 2023/2405 hinsichtlich des Anteils an erneu-
erbaren Flugkraftstoffen nicht nachkommt, setzt die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zu-
ständige Stelle eine Abgabe fest für die Fehlmenge  

1. an nachhaltigen Flugkraftstoffen im Sinne des Artikel 3 Nummer 7 der Verordnung 
(EU) 2023/2405 in Höhe von 4700 Euro pro Tonne und 

2. an synthetischen Flugkraftstoffen im Sinne des Artikel 3 Nummer 12 der Verord-
nung (EU) 2023/2405 in Höhe von 17000 Euro pro Tonne.  

(4) Die Abgabenschuld des Flugkraftstoffanbieters nach Absatz 3 entsteht mit Ab-
lauf des 14. Februars des auf das Verpflichtungsjahr folgenden Jahres. 

(5) Das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr von Absatz 
3 abweichende Abgaben festlegen und gibt diese bis zum 30. Juni im Bundesanzeiger 
bekannt. Die Festlegung von Abgaben nach Satz 1 gilt für die Fehlmenge ab dem da-
rauffolgenden Verpflichtungsjahr. Die Festlegung der Abgabe nach Satz 1 hat im Ein-
klang mit Artikel 12 Absatz 4 und 5 der Verordnung (EU) 2023/2405 zu stehen und 
berücksichtigt die Angaben des Berichts nach Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe d der 
Verordnung (EU) 2023/2405.“ 

Artikel 2 

Änderung der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten 
Kraftstoffen und mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treib-

hausgasquote 

Die Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten 
biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote vom 17. April 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 131) wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 3 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 3a Mindestanteil an erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs“. 

b) Die Angabe zu § 19 wird wie folgt ersetzt: 

„§ 19 Anforderung an Massenbilanzsysteme und Dokumentationspflicht“. 

c) Die Angabe zu § 29 wird gestrichen. 

d) Nach der Angabe zu § 35 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 35a Registrierung“. 

e) Die Angaben zu § 36 und § 43 werden gestrichen. 
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f) Nach der Angabe zu § 52 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 52a Ordnungswidrigkeiten“. 

2. § 2 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 7 wird die Angabe „Absatz 30“ durch die Angabe „Nummer 30“ ersetzt. 

b) Absatz 10 Satz 2 wird wie folgt ersetzt: 

„Schnittstellen sind Antragsteller bzw. Kunde im Sinne der DIN EN ISO/IEC 17065, 
Ausgabe Januar 2013, die bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen und 
bei der Deutschen Nationalbibliothek archivmäßig gesichert niedergelegt ist, einer 
der von der zuständigen Behörde anerkannten Zertifizierungsstelle.“ 

c) Absatz 13 wird durch folgenden Absatz 13 ersetzt: 

(13) „ Anerkannte Zertifizierungssysteme im Sinne dieser Verordnung sind pri-
vate Anbieter, die verantwortlich sind für Zertifizierungssysteme, die 

1. von der Europäischen Kommission anerkannt sind auf Grund des Artikels 30 
Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2018/2001 und 

2. auf der Transparenzplattform der Europäischen Kommission als solche veröf-
fentlicht sind.“ 

d) In Absatz 15 wird die Angabe „natürliche oder“ gestrichen. 

e) Folgender Absatz 19 wird eingefügt: 

(19) „ Lieferanten im Sinne dieser Verordnung sind Betriebe, die Eigentümer der 
Ware sind und mit dem Transport und Vertrieb (Lieferung) von erneuerbaren Kraft-
stoffen nicht biogenen Ursprungs befasst sind, ohne selbst Schnittstelle zu sein. 
Lieferanten sind Antragsteller bzw. Kunde im Sinne der DIN EN ISO/IEC 17065, 
Ausgabe Januar 2013, einer der von der zuständigen Behörde anerkannten Zerti-
fizierungsstelle.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 4a“ durch die Angabe „Absatz 4“ und 
die Angabe „Nummer 6 bis 8“ durch die Angabe „Nummer 6 und 7“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird nach der Angabe „konventioneller Kraftstoff“ die Angabe „und Bi-
okraftstoffe“ eingefügt. 

c) Absatz 5 wird durch folgenden Absatz 5 ersetzt: 

(5) „ Zur Berechnung des Referenzwertes nach § 37a Absatz 4 Satz 3 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes wird die energetische Menge des jeweiligen 
erneuerbaren Kraftstoffs nicht biogenen Ursprungs nach Absatz 1 

1. ab dem Verpflichtungsjahr 2024 mit dem Faktor 3 multipliziert, 

2. ab dem Verpflichtungsjahr 2035 mit dem Faktor 2,5 multipliziert, 

3. ab dem Verpflichtungsjahr 2036 mit dem Faktor 2 multipliziert, 

4. ab dem Verpflichtungsjahr 2037 mit dem Faktor 1,5 multipliziert, 
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5. ab dem Verpflichtungsjahr 2038 mit dem Faktor 1 multipliziert. 

Die Faktoren in Satz 1 werden zusätzlich mit 1,5 multipliziert, wenn der jeweilige 
Kraftstoff in Luft- oder Wasserfahrzeugen eingesetzt wird.“ 

d) In Absatz 6 wird die Angabe „dem Faktor 3“ durch die Angabe „den Faktoren in 
Absatz 5“ ersetzt. 

4. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 

„§ 3a 

Mindestanteil an erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs 

(1) Der Verpflichtete nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 in Verbin-
dung mit Absatz 4 Satz 1 bis 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes hat jährlich ei-
nen Mindestanteil an erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs in Verkehr 
zu bringen. Die Höhe des Mindestanteils beträgt 

1. 0,1 Prozent ab dem Kalenderjahr 2026, 

2. 0,5 Prozent ab dem Kalenderjahr 2028, 

3. 1,5 Prozent ab dem Kalenderjahr 2030, 

4. 2 Prozent ab dem Kalenderjahr 2032, 

5. 3 Prozent ab dem Kalenderjahr 2034, 

6. 5 Prozent ab dem Kalenderjahr 2035, 

7. 7 Prozent ab dem Kalenderjahr 2037, 

8. 9 Prozent ab dem Kalenderjahr 2039, 

9. 12 Prozent ab dem Kalenderjahr 2040. 

(2) Der Mindestanteil bezieht sich auf die energetische Menge der bei der Berech-
nung des Referenzwertes nach § 37a Absatz 4 Satz 3 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes zu berücksichtigenden Kraftstoffe zuzüglich der energetischen Menge der 
eingesetzten Erfüllungsoptionen. 

(3) Für den Mindestanteil gelten § 37a Absatz 4 Satz 7 bis 10, Absatz 6 und 7 und 
§ 37b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsprechend. Soweit Verpflichtete der 
Verpflichtung nach Absatz 1 nicht nachkommen, setzt die zuständige Stelle für die nach 
dem Energiegehalt berechnete Fehlmenge eine Abgabe fest. § 37c Absatz 2 Satz 2 
und 7 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gilt entsprechend. Die Höhe der Abgabe 
ergibt sich aus § 37c Absatz 2 Satz 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Weiter-
hin gilt § 37c Absatz 3 Satz 4 und 5 und Absatz 5 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes entsprechend, soweit sich aus den Regelungen der Absätze 1 und 2 nichts anderes 
ergibt. 

(4) Übersteigen in einem Verpflichtungsjahr Mengen an erneuerbaren Kraftstof-
fen nicht biogenen Ursprungs den Mindestanteil nach Absatz 1 in Verbindung mit Ab-
satz 2, kann der Verpflichtete beantragen, dass ihre energetische Menge auf den Min-
destanteil des folgenden Verpflichtungsjahres angerechnet wird.“ 
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5. In § 11 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „zum Einsatz als Erfüllungsoption nach § 37a 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 8 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die in einem raffi-
nerietechnischen Verfahren gemeinsam mit mineralölstämmigen Ölen verarbeitet wer-
den und in diesem Verfahren einen konventionellen Einsatzstoff nur teilweise ersetzen“ 
durch die Angabe „zum Einsatz als Erfüllungsoption nach § 37a Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 6 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die in einem raffinerietechnischen Ver-
fahren gemeinsam mit mineralölstämmigen Ölen hergestellt werden“ ersetzt.  

6. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt: 

3. „ ab dem Zeitpunkt nach § 19 Absatz 7 die ihr vorgelagerten Schnittstellen 
und Lieferanten bestätigen, dass sie die erforderlichen Daten zu Trans-
aktionen unmittelbar nach der jeweils getätigten Transaktion in der Uni-
onsdatenbank gemäß § 19 Absatz 5 dokumentiert haben,“. 

bb) Die bisherigen Nummer 3 bis 5 werden zu Nummer 4 bis 6. 

cc) In Nummer 5 wird die Angabe „und“ durch ein Komma ersetzt. 

dd) In Nummer 6 wird der Punkt durch die Angabe „und“ ersetzt. 

ee) Folgende Nummer 7 wird eingefügt: 

7. „ sie bestätigt, dass zur Herstellung keine erneuerbaren Kraftstoffe nicht 
biogenen Ursprungs eingesetzt wurden, die als Erfüllungsoption nach § 
37a Absatz 5 Satz 1 Nummer 7 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
verwendet werden.“ 

b) Absatz 3 wird durch folgenden Absatz 3 ersetzt: 

(3) „ Die Richtigkeit der Angaben nach Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b, c, d, 
Nummer 3 bis 7 wird mittels repräsentativer Stichproben von den anerkannten Zer-
tifizierungsstellen kontrolliert und gegenüber der zuständigen Behörde und der na-
tionalen Akkreditierungsstelle gemäß § 1 Absatz 1 des Akkreditierungsstellenge-
setzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2625), das zuletzt durch Artikel 47 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist, und der 
Verordnung (EG) 765/2008 nachgewiesen.“ 

7. § 17 Absatz 1 wie folgt geändert: 

a) In Nummer 8 wird die Angabe „und“ durch ein Komma ersetzt. 

b) Die Nummer 9 wird durch folgende Nummer 9 ersetzt: 

9. „ das Datum der ersten Inbetriebnahme der Anlage,“. 

c) Folgende Nummern werden eingefügt: 

10. „ ab dem Zeitpunkt nach § 19 Absatz 7 die Bestätigung, dass die vorgelagerten 
Schnittstellen und Lieferanten die erforderlichen Daten zu Transaktionen un-
mittelbar nach der jeweils getätigten Transaktion in der Unionsdatenbank ge-
mäß § 19 Absatz 5 dokumentiert haben, 
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11. Angaben nach § 19 Absatz 5 Satz 1 Nummer 3, und 

12. die Angabe, dass die Anforderung des § 4b Absatz 2 der Verordnung zur 
Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraft-
stoffen erfüllt wird.“ 

8. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In der Paragrafenbezeichnung wird die Angabe „Anforderung an Massenbilanz-
systeme“ durch die Angabe „Anforderung an Massenbilanzsysteme und Dokumen-
tationspflicht“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach der Angabe „Ursprungs“ die Angabe „und anderen 
Kraft- und Brennstoffen“ eingefügt. 

bb) In Nummer 4 wird er Punkt durch die Angabe „, und“ ersetzt und folgende 
Nummer 5 angefügt: 

5. „ den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Buchführung folgt, insbeson-
dere indem 

a) es für jeden Geschäftsvorfall einen richtigen und vollständigen Beleg 
führt, 

b) dessen Eintragungen oder Aufzeichnungen vollständig, richtig, un-
verzüglich, kontinuierlich und geordnet vorgenommen werden,  

c) dessen Eintragungen oder Aufzeichnungen nicht in einer Weise ver-
ändert werden, dass der ursprüngliche Inhalt nicht mehr feststellbar 
ist, und  

d) es solche Veränderungen unterlässt, deren Beschaffenheit es unge-
wiss lassen, ob sie ursprünglich oder erst später gemacht worden 
sind.“ 

c) Folgende Absätze werden eingefügt: 

(5) „ Die den letzten Schnittstellen vorgelagerten Schnittstellen und Lieferan-
ten entlang der gesamten Herstellungs- und Lieferkette der erneuerbaren Kraft-
stoffe nicht biogenen Ursprungs sind verpflichtet, in der gemäß Artikel 31a der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 eingerichteten Unionsdatenbank folgende Daten zu 
Transaktionen unmittelbar nach der jeweils getätigten Transaktion zu dokumentie-
ren: 

1. Transaktionsdaten 

2. Nachhaltigkeitseigenschaften und Eigenschaften in Bezug auf Treibhausga-
seinsparungen beginnend beim Ort ihrer Produktion bis hin zum Zeitpunkt ih-
res Inverkehrbringens in der Union 

3. Angaben dazu, ob eine Förderung für die Produktion dieser Lieferung gewährt 
wurde, und falls ja, die Art der Förderregelung. 
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4. Für die Zwecke der Eingabe von Daten in die Unionsdatenbank ist das Gas-
verbundnetz der Europäischen Union als einheitliches Massenbilanzsystem 
zu betrachten.  

Ein physisch mit dem Gasverbundnetz der Europäischen Union verbundenes Erd-
gasnetz in einem Drittstaat gilt als Teil des Massenbilanzsystems nach Satz 1, 
wenn die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle der Anrechnung von er-
neuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs auf die Erfüllung von Verpflich-
tungen nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 in Verbindung mit § 37a 
Absatz 4 aus diesem Drittstaat zugestimmt hat. Bei der Dokumentationspflicht 
nach Satz 1 sind die berechtigten Interessen der Schnittstellen und Lieferanten, 
insbesondere ihre Geschäftsgeheimnisse, zu wahren.  

(6) Die Richtigkeit der Angaben nach Absatz 5 wird von den anerkannten 
Zertifizierungsstellen kontrolliert. 

(7) Die Dokumentationspflicht nach Absatz 5 besteht ab dem Zeitpunkt der 
Inbetriebnahme der Unionsdatenbank für den Bereich der erneuerbaren Kraftstoffe 
nicht biogenen Ursprungs. Dieser Zeitpunkt wird durch die zuständige Behörde 
bekannt gegeben. 

(8) Die zuständige Behörde kann weitergehende Anforderungen an die Do-
kumentationspflicht nach Absatz 5 im Bundesanzeiger bekannt machen.“ 

9. § 21 wird durch folgenden § 31 ersetzt: 

§ 21„ 

Weitere anerkannte Nachweise 

(1) Nachweise eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, 
die im Einklang mit den Vorgaben eines anerkannten Zertifizierungssystems eingeholt 
wurden, sind im Rahmen der Voraussetzungen des § 16 anzuerkennen. Insbesondere 
gelten Konformitätsbestätigungen (Zertifikate) von Zertifizierungsstellen mit Sitz in ei-
nem Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder des EWR, die unter einer gültigen 
Akkreditierung zum technischen Umfang gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2022/996 erteilt worden sind, gemäß Artikel 11 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) 765/2008 als gleichwertig zu dieser Verordnung. 

(2) Die §§ 20 und 23 Absatz 1 Nummer 3 und 4 sind entsprechend anzuwenden.“ 

10. § 23 wird durch folgenden § 23 ersetzt: 

§ 23„ 

Unwirksamkeit von Nachweisen 

Nachweise sind unwirksam, wenn  

1. die Voraussetzungen des § 16 Absatz 2 nicht erfüllt sind,  

2. Nachweise, die nach § 16 ausgestellt wurden, eine oder mehrere Angaben nach § 
17 Absatz 1 nicht enthalten,  
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3. sie gefälscht sind oder 

4. sie eine unrichtige Angabe enthalten.“ 

11. In § 24 Nummer 2 wird die Angabe „§ 29“ durch die Angabe „§ 21 Absatz 1 Satz 2“ 
ersetzt. 

12. § 25 wird durch folgenden § 25 ersetzt: 

§ 25„ 

Ausstellung von Zertifikaten 

(1) Zur Ausstellung von Zertifikaten sind nur anerkannte Zertifizierungsstellen 
nach § 30 berechtigt. Die Zertifikate müssen in dem Zertifizierungssystem nach Absatz 
2 Nummer 1 ausgestellt werden. 

(2) Schnittstellen und Lieferanten kann auf Antrag durch eine anerkannte Zertifi-
zierungsstelle nach Absatz 1 ein Zertifikat ausgestellt werden, wenn 

1. die anerkannte Zertifizierungsstelle gemäß DIN EN ISO/IEC 17065, Ausgabe Ja-
nuar 2013, festgestellt hat, dass bei der Herstellung von erneuerbarem Kraftstoff 
nicht biogenen Ursprungs im Anwendungsbereich dieser Verordnung mindestens 
die Anforderungen nach dieser Verordnung sowie des jeweiligen anerkannten Zer-
tifizierungssystems erfüllt werden, 

2. sie sich im Fall von zur Ausstellung von Nachweisen berechtigten Schnittstellen 
verpflichtet haben, 

a) bei der Ausstellung von Nachweisen die Anforderungen nach den §§ 16 und 
17 zu erfüllen, 

b) alle Nachweise, die sie auf Grund dieser Verordnung ausgestellt haben, sowie 
alle für die Ausstellung erforderlichen Dokumente zehn Jahre ab dem Datum 
der Ausstellung des jeweiligen Nachweises aufzubewahren und nach Ablauf 
der Aufbewahrungsfrist unverzüglich, bei elektronischer Aufbewahrung auto-
matisiert zu löschen, 

3. sichergestellt ist, dass alle mit der Herstellung, der Lagerung oder dem Transport 
und dem Vertrieb der erneuerbaren Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs befass-
ten Betriebe, die selbst keine Schnittstellen sind, sich verpflichtet haben und durch 
geeignete Nachweise belegen, bei der Herstellung von erneuerbaren Kraftstoffen 
nicht biogenen Ursprungs im Anwendungsbereich dieser Verordnung mindestens 
die Anforderungen dieser Verordnung und eines anerkannten Zertifizierungssys-
tems zu erfüllen, 

4. die Anforderungen nach den §§ 4, 5 und 10 und des anerkannten Zertifizierungs-
systems durch die Schnittstellen und alle in ihrem Auftrag mit der Herstellung oder 
Lieferung des erneuerbaren Kraftstoffs nicht biogenen Ursprungs unmittelbar oder 
mittelbar befassten Betriebe, die selbst keine Schnittstellen sind, in dem Zertifizie-
rungssystem, erfüllt werden, und mindestens Folgendes dokumentiert wird: 

a) die Menge und die Art der zur Herstellung eingesetzten erneuerbaren Kraft-
stoffe nicht biogenen Ursprungs und 
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b) die Treibhausgasemissionen, die durch die Schnittstellen und alle in ihrem 
Auftrag mit der Herstellung oder Lieferung der erneuerbaren Kraftstoffe nicht 
biogenen Ursprungs unmittelbar oder mittelbar befassten Betriebe, die selbst 
keine Schnittstellen sind, bei der Herstellung und Lieferung der erneuerbaren 
Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs verursacht worden sind, soweit diese 
Treibhausgasemissionen für die Berechnung der Treibhausgaseinsparungen 
nach § 10 berücksichtigt werden müssen; die Treibhausgasemissionen sind 
jeweils in Gramm Kohlendioxid-Äquivalent pro Megajoule erneuerbaren Kraft-
stoffs nicht biogenen Ursprungs auszuweisen, und 

5. ein ungekündigter Vertrag mit einer anerkannten Zertifizierungsstelle nach Absatz 
1 besteht, der sicherstellt, dass die Erfüllung der Anforderungen nach den Num-
mern 1 bis 4 von der Zertifizierungsstelle im Rahmen der Überwachung gemäß § 
38 kontrolliert wird. 

(3) Nach Ablauf der Gültigkeit eines Zertifikates kann Schnittstellen und Lieferan-
ten auf Antrag ein neues Zertifikat im Ergebnis eines Re-Zertifizierungsverfahrens und 
bei Erfüllung der Anforderungen gemäß Absatz 2 ausgestellt werden. 

(4) Zwischen Abschluss der letzten Tätigkeiten Vor-Ort im Rahmen der Evaluie-
rung gemäß Kapitel 7.4 DIN EN ISO/IEC 17065, Ausgabe Januar 2013, und Ausstel-
lung eines Zertifikates darf ein Zeitraum von höchstens 42 Tagen liegen. Wenn die Re-
Zertifizierungstätigkeiten vor Ablauf der bestehenden Zertifizierung erfolgreich abge-
schlossen werden, dann kann das Ablaufdatum der neuen Zertifizierung auf dem vo-
rangegangenen Zertifizierungszyklus basieren. Das Ausgabedatum des neuen Zertifi-
kats muss dem Tag der Re-Zertifizierungsentscheidung oder einem späteren entspre-
chen. Wenn die Zertifizierungsstelle vor Ablauf des Zertifizierungsdatums die Re-Zerti-
fizierung nicht abschließen kann oder außerstande ist, die Umsetzung von Korrekturen 
und Korrekturmaßnahmen für eine beliebige Nichtkonformität zu verifizieren, dann darf 
keine Empfehlung für die Re-Zertifizierung ausgesprochen werden und die Gültigkeit 
der Zertifizierung darf nicht verlängert werden. Der Kunde muss informiert und die Kon-
sequenzen erläutert werden. Unter der Voraussetzung, dass die ausstehenden Re-
Zertifizierungstätigkeiten nach Ablauf der letzten Zertifizierung abgeschlossen worden 
sind, kann die Zertifizierungsstelle innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Zertifizie-
rung die Zertifizierung wiederherstellen. Das Gültigkeitsdatum des Zertifikats muss 
dem Tag der Re-Zertifizierungsentscheidung oder einem späteren entsprechen und 
das Ablaufdatum der neuen Zertifizierung muss auf dem vorangegangenen Zertifizie-
rungszyklus basieren.“ 

13. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird die Angabe „und“ gestrichen. 

b) In Nummer 6 wird der Punkt durch die Angabe „, und“ ersetzt. 

c) Folgende Nummer 7 wird eingefügt: 

7. „ wenn vorhaben, die Marktstammdatenregisternummer.“ 

14. § 29 wird gestrichen. 

15. § 30 wird durch folgenden § 30 ersetzt: 
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§ 30„ 

Anerkannte Zertifizierungsstellen 

Anerkannte Zertifizierungsstellen sind Zertifizierungsstellen, die nach § 31 Absatz 
1 anerkannt sind.“ 

16. § 31 wird durch folgenden § 31 ersetzt: 

§ 31„ 

Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

(1) Die zuständige Behörde erteilt auf Antrag einer juristischen Person mit Sitz in 
Deutschland eine Anerkennung als Zertifizierungsstelle, wenn 

1. die Qualifikationsanforderungen gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2022/996 durch Vorlage einer gültigen Akkreditierungsurkunde für 
den fachlichen Umfang dieser Verordnung, nachgewiesen worden sind, 

2. die Zertifizierungsstelle über einen ungekündigten Vertrag mit mindestens einem 
anerkannten Zertifizierungssystem, das Zertifizierungsprogramme im Sinne Ziffer 
3.9 DIN EN ISO/IEC 17065, Ausgabe Januar 2013, für die Nutzung durch aner-
kannte Zertifizierungsstellen bereitstellt, über die Zulassung als Zertifizierungs-
stelle, die im Rahmen des Zertifizierungssystems tätig wird, verfügt, 

3. die Mitglieder der Geschäftsleitung, eines Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans und 
die im Zertifizierungsprozess eingebundenen Personen über die erforderliche Zu-
verlässigkeit, Ressourcen und Sachkunde verfügen. An der erforderlichen Zuver-
lässigkeit fehlt es regelmäßig, wenn persönliche Umstände nach der allgemeinen 
Lebenserfahrung die Annahme rechtfertigen, dass diese die sorgfältige und ord-
nungsgemäße Wahrnehmung der Aufgaben in der Zertifizierungsstelle beeinträch-
tigen können. Hier sind insbesondere Verstöße gegen Unparteilichkeitsanforde-
rungen der vorgenannten Personen und nahestehenden Personen im Sinne von § 
138 der Insolvenzordnung und das Beratungsverbot gemäß DIN EN ISO/IEC 
17065, Ausgabe Januar 2013, oder Straft- oder Ordnungswidrigkeitstatbestände, 
insbesondere solche, die im Zusammenhang mit Tätigkeiten bei Unternehmen ste-
hen, zu berücksichtigen, und 

4. ihre Kontrollen den Anforderungen der DIN EN ISO 19011, Ausgabe Dezember 
2018, die bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen und bei der Deutschen 
Nationalbibliothek archivmäßig gesichert niedergelegt ist, genügen. 

(2) Der Antrag muss mindestens enthalten: 

1. Folgende Angaben zur juristischen Person, die den Antrag stellt, 

a) die Namen, Anschriften, Telefonnummern und E-Mail-Adressen der verant-
wortlichen Personen sowie 

b) die Staaten, in denen sie Aufgaben nach dieser Verordnung wahrnehmen, 

2. einen geeigneten Nachweis der zum Geschäftsbetrieb erforderlichen Mittel, 

3. die Angabe der Mitglieder der Geschäftsleitung, des Verwaltungs- oder Aufsichts-
organs und der im Zertifizierungsprozess eingebundenen Personen nebst der zur 
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Beurteilung ihrer Zuverlässigkeit, Ressourcen und Sachkunde erforderlichen Tat-
sachen sowie Angaben, die für die Beurteilung erforderlich sind, ob sie der Wahr-
nehmung ihrer Aufgabe ausreichende Zeit widmen können, und 

4. die Angabe der Tatsachen, die auf eine enge Verbindung von Personal der Zerti-
fizierungsstelle und deren nahestehenden Personen im Sinne von § 138 der Insol-
venzordnung zu Zertifizierungssystemen, Schnittstellen, Lieferanten oder anderen 
Unternehmen, die Dienstleistungen für Schnittstellen oder Betriebe erbringen, die 
Gegenstand der Zertifizierung sein können, hinweisen. 

(3) Der Nachweis darüber, dass die in Absatz 1 genannten Anforderungen erfüllt 
sind, ist durch Vorlage von Unterlagen über die betriebliche Ausstattung der jeweiligen 
Zertifizierungsstelle, ihren Aufbau und ihre Beschäftigten und weiteren Unterlagen ent-
sprechend den Vorgaben der zuständigen Behörde zu erbringen. Die zuständige Be-
hörde kann bereits im Antragsverfahren und während der Anerkennung von der Zerti-
fizierungsstelle und ihrem mit der Leitung und der Durchführung von Fachaufgaben 
beauftragten Personal die zur Feststellung im Anerkennungsverfahren erforderlichen 
Auskünfte und sonstige Unterstützung, insbesondere die Vorlage von Unterlagen, ver-
langen sowie die dazu erforderlichen Anordnungen treffen. Die zuständige Behörde 
kann bei den Zertifizierungsstellen Prüfungen vor Ort vornehmen, soweit dies zur Ent-
scheidung über den Antrag nach Absatz 1 erforderlich ist. Die Zertifizierungsstelle hat 
Maßnahmen nach Satz 2 und 3 zu dulden und an diesen im erforderlichen Umfang 
mitzuwirken. Eine Prüfung vor Ort in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem Drittstaat wird nur durchgeführt, wenn der andere Staat dieser Prü-
fung zustimmt. 

(4) Die Anerkennung nach Absatz 1 ist unter dem Widerrufsvorbehalt zu erteilen, 
dass die Europäische Kommission dem Zertifizierungssystem die Anerkennung voll-
ständig oder in Teilen entzieht und die Akkreditierung der Zertifizierungsstelle gemäß 
Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EG) 765/2008 für den technischen Umfang dieser 
Verordnung eingeschränkt, ausgesetzt oder entzogen worden ist. Die Anerkennung 
kann unter weiteren Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden. Die An-
erkennung nach Absatz 1 kann befristet und mit dem Vorbehalt des Widerrufs sowie 
dem Vorbehalt nachträglicher Auflagen erteilt werden. Insbesondere dürfen Auflagen 
für die Zertifizierung in Drittstaaten erteilt werden. Die erste Anerkennung einer Zertifi-
zierungsstelle nach Absatz 1 ist auf ein Jahr zu befristen. Der Antrag auf erneute An-
erkennung als Zertifizierungsstelle ist frühestens sechs Monate und spätestens drei 
Monate vor Ablauf des Jahres zu stellen. 

(5) Die Anerkennung kann beschränkt werden auf 

1. einzelne Arten von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs, 

2. einzelne Staaten, insbesondere, weil nur dort die nach Absatz 3 Satz 4 erforderli-
che Zustimmung zur Überwachungstätigkeit der zuständigen Behörde nach § 42 
erteilt worden ist, oder 

3. einzelne Geltungsbereiche. 

(6) Für die Akkreditierung von Zertifizierungsstellen mit Sitz in Deutschland ge-
mäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 und für den 
fachlichen Umfang dieser Verordnung und deren Überwachung ist die nationale Akkre-
ditierungsstelle gemäß § 1 Absatz 1 des Akkreditierungsstellengesetzes und der Ver-
ordnung (EG) 765/2008 zuständig. Die Akkreditierung kann unter Auflagen, befristet 
oder mit Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
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(7) Die zuständige Behörde und die nationale Akkreditierungsstelle sind befugt, 
Informationen zum Akkreditierungsverfahren und Anerkennungsverfahren auszutau-
schen, die für die Aufgabenerfüllung der jeweiligen Behörde erforderlich sind. Alle Be-
hörden sind im Hinblick auf erhaltene Informationen an § 30 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes gebunden.  

(8) Anerkannte Zertifizierungssysteme mit Sitz in Deutschland, die auf Zertifizie-
rungsstellen mit Sitz in Deutschland zurückgreifen, stellen bei der nationalen Akkredi-
tierungsstelle einen Antrag auf Feststellung, dass die Konformitätsbewertungspro-
gramme der Zertifizierungssysteme zu Zwecken der Akkreditierung von Zertifizierungs-
stellen gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 geeig-
net sind (Programmprüfung). Sie wirken daran durch Beseitigung von Nichtkonformitä-
ten mit, sofern weiterhin eine Tätigkeit im Geltungsbereich dieser Verordnung beab-
sichtigt ist. 

(9) Die nationale Akkreditierungsstelle kann innerhalb ihrer gesetzlichen Überwa-
chungsbefugnisse nach Artikel 5 Absatz 3 und 4 der Verordnung (EG) 765/2008 und § 
3 des Akkreditierungsstellengesetzes bei 

1. den akkreditierten Zertifizierungsstellen,  

2. den anerkannten Zertifizierungssystemen mit Sitz in Deutschland, die über min-
destens einen Feststellungsbescheid gemäß Absatz 7 verfügen, 

unangekündigte Überwachungen durchführen und die Erteilung von Auskünften und 
die Vorlage von Unterlagen verlangen, ohne dass dem Adressaten zuvor nach § 28 
Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes Gelegenheit gegeben werden muss, 
sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. Die Möglichkeit 
zur Stellungnahme ist unverzüglich nach Abschluss der unangekündigten Maßnahme 
nachzuholen. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen nach Satz 1 ha-
ben keine aufschiebende Wirkung. 

(10) Eine anerkannte Zertifizierungsstelle hat der zuständigen Behörde unverzüg-
lich anzuzeigen: 

1. die Absicht der Bestellung oder Abberufung von Mitgliedern der Geschäftsleitung, 
von Mitgliedern eines Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans und von im Zertifizie-
rungsprozess eingebundenen Personen, 

2. unverzüglich nach Kenntniserlangung neue Tatsachen, die sich auf die ursprüng-
liche Beurteilung der Zuverlässigkeit, der fachlichen Eignung und der ausreichen-
den zeitlichen Verfügbarkeit unter Nummer 1 genannten Personen erheblich aus-
wirkt, 

3. Kenntnis von Beschwerden oder Vorwürfen gegen die Zuverlässigkeit oder Integ-
rität von unter Nummer 1 genannten Personen,  

4. den Einsatz von im Zertifizierungsprozess eingebundenen Personen oder die 
Vergabe von Unteraufträgen an Personen, die über keinen Wohnsitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union, in einem Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum, dem Vereinigten Königreich oder der Schweiz 
verfügen.“ 

17. § 35 Satz 3 wird durch folgenden Satz ersetzt: 
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„Die Anerkennung kann auch widerrufen werden, wenn die Zertifizierungsstelle ihre 
Mitwirkungs- und Duldungspflichten nach § 42 Absatz 2 Satz 2 oder ihre Auskunfts-
pflicht nach § 46 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erfüllt oder 
eine Kontrolle vor Ort aus anderen Gründen nicht sichergestellt ist.“ 

18. Nach § 35 wird folgender § 35a eingefügt: 

„§ 35a 

Registrierung 

(1) Eine Zertifizierungsstelle, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat ihren Sitz hat, ist befugt, Zertifizierungen und 
Kontrollen im Geltungsbereich dieser Verordnung vorzunehmen, wenn sie durch die 
zuständige Behörde registriert worden ist. 

(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag einer Zertifizierungsstelle nach Ab-
satz 1 eine Registrierung als Zertifizierungsstelle vornehmen, wenn 

1. die Zertifizierungsstelle nachweislich beabsichtigt, Zertifizierungen und Kontrollen 
im Geltungsbereich dieser Verordnung durchzuführen, 

2. Die Qualifikationsanforderungen gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungs-
verordnung (EU) 2022/996 durch Vorlage einer gültigen Akkreditierungsurkunde 
für den fachlichen Umfang dieser Verordnung, nachgewiesen worden sind, und 

3. Die die Zertifizierungsstelle über einen ungekündigten Vertrag mit mindestens ei-
nem anerkannten Zertifizierungssystem über die Zulassung als Zertifizierungs-
stelle verfügt. 

(3) Der Antrag nach Absatz 2 muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. Namen, Anschriften, Telefonnummern und E-Mail-Adressen der verantwortlichen 
Personen, 

2. Angabe des Umfangs der beabsichtigten Zertifizierungen und Kontrollen im Gel-
tungsbereich dieser Verordnung, 

3. Name und Anschrift der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats der Europäischen 
Union, die für die Überwachung federführend zuständig ist, 

4. Name und Anschrift der nationalen Akkreditierungsstelle, die die Akkreditierung 
der Zertifizierungsstelle im Einklang mit Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2022/996 durchgeführt hat. 

(4) Der Nachweis darüber, dass die in Absatz 2 genannten Anforderungen erfüllt 
sind und die im Antrag nach Absatz 3 enthaltenen Angaben vorliegen, ist durch Vorlage 
von Unterlagen entsprechend den Vorgaben der zuständigen Behörde zu führen. Dies 
umfasst insbesondere die Vorlage  

1. Der Akkreditierungsurkunde mitsamt Akkreditierungsbescheid nach Absatz 2 
Nummer 2 und 

2. Des Vertrags mit einem Zertifizierungssystem nach Absatz 2 Nummer 3. 
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(5) Die Registrierung einer Zertifizierungsstelle muss die folgenden Angaben ent-
halten:  

1. Eine einmalige Registernummer und 

2. Das Datum der Registrierung. 

(6) § 25 Absatz 2, §§ 37 und 38 sowie § 39 Satz 1 und 2 sind entsprechend auf 
Zertifizierungsstellen, die nach Absatz 1 registriert sind, anzuwenden. 

(7) Die zuständige Behörde überwacht in Abstimmung mit der zuständigen Be-
hörde des Mitgliedstaates der Europäischen Union, der für die Überwachung federfüh-
rend zuständig ist, die registrierte Zertifizierungsstelle anlassbezogen.“ 

19. § 36 wird gestrichen. 

20. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 39 Satz 2“ durch die Angabe „§ 39 Satz 3“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach der Angabe „betreten“ die Angabe „und geschäft-
liche Unterlagen und Abrechnungen einzusehen, zu prüfen und Kopien anzuferti-
gen“ eingefügt. 

c) Absatz 3 wird durch folgenden Absatz 3 ersetzt: 

(3) „ Die Schnittstellen und Lieferanten im Geltungsbereich dieser Verordnung 
sind verpflichtet, die Kontrollen nach den Absätzen 1 und 2 zu dulden und bei der 
Durchführung der Kontrollmaßnahmen mitzuwirken. Die zuständige Behörde ist 
befugt, die Kontrollen der Zertifizierungsstelle nach den Absätzen 1 und 2 zu be-
gleiten.“ 

21. § 39 wird wie folgt gefasst: 

§ 39„ 

Mitteilungen und Berichte über Kontrollen 

Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde jede Kontrolle so rechtzei-
tig ankündigen, dass eine Begleitung durch die zuständige Behörde möglich ist. Vor-
Ort-Kontrollen in der Bundesrepublik Deutschland, in einem Mitgliedsstaat der Europä-
ischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum müssen mindestens 14 Kalendertage vor dem Termin der Kontrolle 
angekündigt werden, Vor-Ort-Kontrollen in allen anderen Ländern müssen mindestens 
21 Kalendertage vor dem Termin der Kontrolle angekündigt werden. Nach Abschluss 
jeder Kontrolle müssen die Zertifizierungsstellen einen Bericht erstellen, der insbeson-
dere das Ergebnis der Kontrolle enthält. Der Bericht ist der zuständigen Behörde elekt-
ronisch zu übermitteln.“ 

22. In § 40 nach Absatz 1 folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde den Entzug oder die 
Aussetzung eines Zertifikats nach § 25 Absatz 2 oder 3 unverzüglich elektronisch mit-
teilen.“ 

23. § 42 wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach der Angabe „betreten“ die Angabe „und geschäftliche 
Unterlagen und Aufzeichnungen einzusehen, zu prüfen und Kopien anzuferti-
gen“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 31 Absatz 2 Satz 3,“ gestrichen. 

b) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze eingefügt: 

„(3a) Die zuständige Behörde kann gegenüber einer Zertifizierungsstelle die 
Anordnung treffen, dass die Zertifizierungsstelle Zertifikate aussetzt oder entzieht, 
wenn die Voraussetzungen für die Ausstellung eines Zertifikates nach § 25 Absatz 
2 nicht erfüllt sind. Kommt die Zertifizierungsstelle der Anordnung nicht unverzüg-
lich nach, kann die zuständige Behörde das Zertifikat für ungültig erklären und in 
geeigneter Weise eine öffentliche Information über die Unwirksamkeit veröffentli-
chen. 

(3b) Die zuständige Behörde kann gegenüber der Akkreditierungsstelle ein 
Ersuchen auf Auskunft und die Einleitung eines Überprüfungsverfahrens nach § 4 
Absatz 2 des Akkreditierungsstellengesetzes auch ohne konkreten Anlass im Rah-
men stichprobenartiger Marktüberwachungsmaßnahmen verlangen, um die Integ-
rität und Leistungsfähigkeit der Zertifizierungsstellen und der anerkannten Zertifi-
zierungssysteme zu überprüfen.“ 

24. § 43 wird gestrichen. 

25. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird die Angabe „36 und 43“ durch die Angabe „35a“ ersetzt. 

bb) In Nummer 8 wird die Angabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 3“ ersetzt. 

b) Folgender Absatz 2a wird eingefügt: 

„(2a) Die im Absatz 2 benannten personenbezogenen Daten kann die zustän-
dige Behörde auch mittels Datenabgleich mit der Unionsdatenbank erheben, spei-
chern, verwenden und austauschen.“ 

c) In Absatz 4 wird die Angabe „Absatz 4a“ durch die Angabe „Absatz 4“ ersetzt. 

26. In § 45 Absatz 1 wird die Angabe „und“ durch ein Komma ersetzt und nach der Angabe 
„Hauptzollämtern“ die Angabe „sowie Organen der Europäischen Kommission“ ersetzt. 

27. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „Informationen“ wird die Angabe „, insbesondere die Erteilung 
von Auskünften oder die Herausgabe von Unterlagen,“ eingefügt. 

b) Folgender Satz wird eingefügt: 

„Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Anordnung von Auskunfts- und 
Vorlagepflichten nach Satz 1 haben keine aufschiebende Wirkung.“ 

28. § 48 wird wie folgt geändert: 
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a) Die Angabe „übermitteln an einen oder mehrere der folgenden Adressaten“ wird 
durch die Angabe „austauschen mit einer oder mehreren der folgenden Stellen“ 
ersetzt. 

b) In Buchstabe e wird die Angabe „an“ gestrichen. 

c) Nach Buchstabe e wird folgender Buchstabe f eingefügt: 

f) „ die Deutsche Energie-Agentur GmbH.“ 

29. Nach § 52 wird folgender § 52a eingefügt: 

„§ 52a 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 3 ein Massenbilanzsystem verwendet, das nicht die 
Anforderungen nach § 19 Absatz 2 erfüllt,  

2. entgegen § 19 Absatz 1 Satz 1 eine Angabe nicht richtig oder nicht vollständig 
macht, 

3. einen Nachweis, der nach § 23 Absatz 1 unwirksam ist, ausstellt, 

4. ein Zertifikat ausstellt, obwohl er nicht nach § 25 Absatz 1 dazu berechtigt ist, 

5. ein Zertifikat ausstellt, obwohl die Voraussetzungen nach § 25 Absatz 2 oder 3 
nicht vorliegen,  

6. entgegen § 31 Absatz 3 einer vollziehbaren Anordnung nicht Folge leistet oder 
zuwiderhandelt, 

7. entgegen § 31 Absatz 9 einer vollziehbaren Anordnung nicht Folge leistet oder 
zuwiderhandelt, 

8. entgegen § 31 Absatz 10 Nummer 1 bis 4 eine Anzeigepflicht verletzt, 

9. Zertifizierungen und Kontrollen im Geltungsbereich dieser Verordnung vornimmt, 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem Dritt-
staat seinen Sitz hat und entgegen § 35a nicht registriert ist.  

10. entgegen § 16 Absatz 3 oder § 38 Absatz 1 eine Kontrolle nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig durchführt, 

11. entgegen § 40 Absatz 1a den Entzug oder die Aussetzung des Zertifikats nach § 
25 Absatz 2 oder 3 der zuständigen Behörde nicht, nicht richtig oder nicht recht-
zeitig mitteilt, 

12. bei einer Kontrolle nach § 38 Absatz 3 die Duldungs- und Mitwirkungspflichten ver-
letzt,  

13. entgegen § 40 Absatz 1a eine Anzeigepflicht verletzt, 
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14. einer vollziehbaren Anordnung nach § 42 Absatz 3 oder Absatz 3a Satz 1 zuwi-
derhandelt. 

15. entgegen § 46 Satz 1 einer vollziehbaren Anordnung nicht Folge leistet oder zuwi-
derhandelt, 

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 8 können mit einer Geld-
buße bis zu fünftausend Euro und im Übrigen mit einer Geldbuße bis zu hunderttau-
send Euro geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten sind in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3, 6, 8, 9 
und 11 bis 15 das Umweltbundesamt jeweils für ihren Geschäftsbereich und in den 
Fällen des Absatzes 1 Nummer 4, 5, 7 und 10 sowie § 3 und § 12 des Akkreditierungs-
stellengesetzes die nationale Akkreditierungsstelle gemäß § 1 des Akkreditierungsstel-
lengesetzes jeweils für ihren Geschäftsbereich. 

(4) Die Geldbußen fließen in die Kasse der zuständigen Verwaltungsbehörde. Sie 
trägt abweichend von § 105 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die 
notwendigen Auslagen und ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Absatz 4 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten.“ 

30. In § 53 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

(2) „ Zertifizierungsstellen mit Sitz in Deutschland, die bereits nach § 43 der Ver-
ordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten bioge-
nen Ölen auf die Treibhausgasquote vom 17. April 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 131) in ihrer 
bis einschließlich [Datum des Tages vor Außerkrafttreten der alten Verordnung] gelten-
den Fassung anerkannt waren oder bis zu diesem Datum einen vollständigen Antrag 
nach § 43 derselben Verordnung gestellt haben, gelten längstens bis zum 31. Dezem-
ber 2026 als anerkannte Zertifizierungsstelle im Sinne des § 30 dieser Verordnung, 
wenn diese bis zum [31. Dezember 2025] bei der nationalen Akkreditierungsstelle ge-
mäß § 1 Absatz 1 des Akkreditierungsstellengesetzes und der Verordnung (EG) 
765/2008 einen Antrag auf Akkreditierung zum Nachweis der Qualifikationsanforderun-
gen gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 gestellt 
haben und das Verfahren betreiben bis zu ihrer Akkreditierung durch die nationale Ak-
kreditierungsstelle. Mit Vorliegen der Akkreditierung wird die Anerkennung auf die neue 
Rechtslage umgestellt. Zertifizierungsstellen mit Sitz außerhalb Deutschlands wenden 
sich bis zum [31. Dezember 2025] an die für Sie zuständige Akkreditierungsstelle im 
Sitzstaat. Die Anerkennung endet zum 31. Oktober 2025. Übergangsregelungen ande-
rer Mitgliedsstaaten bleiben unberührt. 

(3) Zertifizierungssysteme mit Sitz in Deutschland, die Zertifizierungsstellen mit 
Sitz in Deutschland nutzen, stellen bis zum [31. Dezember 2025] einen Antrag nach § 
31 Absatz 7 auf Feststellung der Akkreditierungsfähigkeit. 

(4) § 35a gilt ab dem 1. Januar 2027.“ 
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Artikel 3 

Änderung der Verordnung zur Festlegung weiterer Bestimmun-
gen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen 

Die Verordnung zur Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgasminderung 
bei Kraftstoffen vom […] wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Angabe zu § 3 werden die Wörter „, Treibhausgasemissionen fossiler Kraft-
stoffe“ eingefügt. 

b) Nach der Angabe zu § 4a wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 4b Vor-Ort-Kontrollen“. 

c) Die Angabe zu § 10 und § 11 wird gestrichen. 

2. § 3 wird durch folgenden § 3 ersetzt: 

§ 3„ 

Basiswert, Treibhausgasemissionen fossiler Kraftstoffe 

Der Basiswert nach § 37a Absatz 4 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
wird auf 94 Kilogramm Kohlenstoffdioxid-Äquivalent pro Gigajoule festgelegt. Die Treib-
hausgasemissionen fossiler Kraftstoffe berechnen sich durch Multiplikation der vom 
Verpflichteten in Verkehr gebrachten energetischen Menge fossiler Kraftstoffe mit dem 
Wert 94 Kilogramm Kohlenstoffdioxid-Äquivalent pro Gigajoule.“ 

3. Folgender § 4b wird eingefügt: 

„§ 4b 

Vor-Ort-Kontrollen 

(1) Die Möglichkeit von Vor-Ort-Kontrollen nach § 37b Absatz 8 Satz 1 Nummer 
5 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes besteht, wenn der zuständigen Behörde ge-
stattet wird, Vor-Ort-Kontrollen der Zertifizierungsstelle zum Zweck der Überwachung 
der Arbeitsweise der Zertifizierungsstellen während der üblichen Betriebs- und Ge-
schäftszeiten zu begleiten im Sinne des Artikel 17 Absatz 1 der Durchführungsverord-
nung (EU) 2022/996 der Kommission vom 14. Juni 2022 über Vorschriften für die Über-
prüfung in Bezug auf die Nachhaltigkeitskriterien und die Kriterien für Treibhausgasein-
sparungen sowie die Kriterien für ein geringes Risiko indirekter Landnutzungsänderun-
gen (ABl. 168 vom 27.6.2022, S. 1). 

(2) Fortschrittliche Biokraftstoffe sind nicht auf den Mindestanteil nach § 14 anre-
chenbar, wenn keine Vor-Ort-Kontrollen nach Absatz 1 gestattet werden. Satz 1 gilt nur 
für Kraftstoffe, die ab dem Verpflichtungsjahr 2026 in Verkehr gebracht werden oder 
als in Verkehr gebracht gelten. 

(3) Zertifizierungsstellen nach Absatz 1 sind: 
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1. Zertifizierungsstellen nach § 25 der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung oder 
Zertifizierungsstellen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
für die Überwachung und die Durchführung der Überwachung nach Artikel 17 Ab-
satz 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 registriert sind, oder  

2. Zertifizierungsstellen nach § 30 der Verordnung zur Anrechnung von strombasier-
ten Kraftstoffen und mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote 
vom 17. April 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 131). 

(4) Zuständige Behörden nach Absatz 1 sind Behörden eines Mitgliedsstaates der 
Europäischen Union, die nach Artikel 30 Absatz 9 Unterabsatz 2 der Richtlinie (EU) 
2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur 
Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Neufassung) (ABl. L 
328 vom 21.12.2018, S. 82; ABl. L 41 vom 22.2.20222, S. 37), die zuletzt durch die 
Richtlinie (EU) 2024/1711 (ABl. L, 2024/1711, 26.6.2024) geändert worden ist, die Ar-
beitsweise der Zertifizierungsstellen überwachen.“ 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die bestimmte Person ist so zu behandeln, als hätte sie den Ladepunkt selbst 
betrieben.“ 

b) Absatz 3 wird durch folgenden Absatz 3 ersetzt: 

(3) „ Bei der Berechnung des Referenzwertes nach § 37a Absatz 4 Satz 3 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes wird die energetische Menge elektrischen 
Stroms nach Absatz 1 multipliziert 

1. mit dem Faktor 3 ab dem Kalenderjahr 2024, 

2. mit dem Faktor 2,5 ab dem Kalenderjahr 2032, 

3. mit dem Faktor 2 ab dem Kalenderjahr 2033, 

4. mit dem Faktor 1,5 ab dem Kalenderjahr 2034, 

5. mit dem Faktor 1 ab dem Kalenderjahr 2035.  

Die Treibhausgasemissionen des elektrischen Stroms nach Absatz 1 werden be-
rechnet durch die Multiplikation der energetischen Menge des zur Verwendung in 
den Straßenfahrzeugen mit Elektroantrieb entnommenen Stroms mit den Faktoren 
nach Satz 1 sowie mit dem Wert der für die durchschnittlichen Treibhausgasemis-
sionen pro Energieeinheit des Stroms in Deutschland und dem Anpassungsfaktor 
für die Antriebseffizienz nach Anlage 3.“ 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 1 wird nach der Angabe „wird“ die Angabe „, auch, wenn 
dieser Strom in einem Speicher zwischengespeichert wird,“ eingefügt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Der Nachweis nach Satz 2 kann auch in Bezug auf mehrere Ladepunkte 
eines Ladepunktbetreibers zusammen über eine solche Messeinrichtung 
erbracht werden, wenn der gesamte Strom hinter dieser Messstelle Gegen-
stand der Mitteilung nach § 8 ist und die Ladepunkte von einem 
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Ladepunktbetreiber gleichmäßig mit Strom nach Satz 1 Nummer 1 beliefert 
werden und dabei einheitlich Strom aus Erneuerbaren Energien in Form von 
Wind oder Sonne eingesetzt wird.“ 

cc) Folgender Satz wird eingefügt: 

„Dem Nachweis ist eine von der zuständigen Stelle bereitgestellte Erklärung 
zur Sorgfaltspflicht beizufügen.“ 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird durch folgenden Absatz 1 ersetzt: 

(1) „ Der Dritte führt für jedes Verpflichtungsjahr Aufzeichnungen über die ein-
zelnen öffentlich zugänglichen Ladepunkte im Sinne von § 2 Nummer 5 der Lade-
säulenverordnung sowie über einen individuellen Identifizierungscode im Sinne 
von Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2023/1804 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 13. September 2023 über den Aufbau der Infrastruktur 
für alternative Kraftstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 2014/94/EU. Für die 
Meldung nach § 8 ist anzugeben 

1. der individuelle Identifizierungscode der ID-Registrierungs-Organisation, 

2. weitere Identifizierungsmerkmale, sofern die zuständige Stelle dies im Bun-
desanzeiger bekannt gibt, 

3. der genaue Standort, an dem sich der Ladepunkt befindet, 

4. die energetische Menge des zur Verwendung in Straßenfahrzeugen mit Elekt-
roantrieb entnommenen Stroms in Megawattstunden und 

5. der Zeitraum, in dem die Strommenge entnommen wurde, sofern der Zeitraum 
nicht das gesamte Verpflichtungsjahr umfasst. 

Die zuständige Stelle nach § 20 Absatz 1 gibt im Bundesanzeiger die ID-Regist-
rierungs-Organisation, den individuellen Identifizierungscode sowie weitere Identi-
fizierungsmerkmale der Ladepunkte bekannt. Die zuständige Stelle nach § 20 Ab-
satz 1 gibt im Bundesanzeiger außerdem bekannt, welche weiteren Angaben den 
Aufzeichnungen beizufügen sind, um nachzuweisen, dass es sich um einen öffent-
lich zugänglichen Ladepunkt im Sinne des § 2 Nummer 5 der Ladesäulenverord-
nung handelt.“ 

b) Absatz 3 wird durch folgenden Absatz 3 ersetzt: 

(3) „ Die Anrechnung von Strom, der über einen öffentlich zugänglichen Lade-
punkt entnommen wurde, auf die Erfüllung der Verpflichtung zur Minderung der 
Treibhausgasemissionen ist nur dann möglich, wenn  

1. die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Ei-
senbahnen den angezeigten Ladepunkt veröffentlicht hat oder der Dritte der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisen-
bahnen die Zustimmung zur Veröffentlichung erteilt hat, 

2. die ID-Registrierungs-Organisation an den Betreiber des Ladepunktes einen 
Identifizierungscode vergeben hat und  
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3. wenn die im Bundesanzeiger bekannt gegebenen weiteren Identifizierungs-
merkmale der Ladepunkte vorliegen.“ 

6. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt: 

„Mitteilung nach Satz 1 Nummer 1 können für den jeweiligen Ladepunkt für das 
jeweilige Verpflichtungsjahr nur einmal erfolgen.“ 

b) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

(5) „ Mitteilung nach Absatz 1, die unvollständig sind, werden von der zustän-
digen Stelle abgelehnt.“ 

7. § 13 Absatz 1 und 2 werden durch die folgenden Absätze 1 und 2 ersetzt: 

(1) „ Übersteigt in einem Verpflichtungsjahr der energetische Anteil der Biokraft-
stoffe aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen  

1. ab dem Kalenderjahr 2022 4,4 Prozent, 

2. ab dem Kalenderjahr 2028 3,5 Prozent, 

3. ab dem Kalenderjahr 2030 3 Prozent, 

so wird für die Treibhausgasemissionen der diesen Anteil übersteigenden Biokraftstoffe 
aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen der Basiswert zugrunde gelegt. 

(2) Die Obergrenze nach Absatz 1 bezieht sich prozentual auf die energetische 
Menge der bei der Berechnung des Referenzwertes nach § 37a Absatz 4 Satz 3 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu berücksichtigenden Otto- und Dieselkraftstoffe 
zur Verwendung in Landfahrzeugen zuzüglich der energetischen Menge der in Land-
fahrzeugen eingesetzten Erfüllungsoptionen. Absatz 5 bleibt hierbei unberücksichtigt.“ 

8. § 13a wird durch folgenden § 13a ersetzt: 

„Übersteigt der energetische Anteil der Biokraftstoffe, die aus den in Anlage 4 ge-
nannten Rohstoffen hergestellt wurden, 

1. ab dem Kalenderjahr 2026 1,9 Prozent 

2. ab dem Kalenderjahr 2031 2 Prozent, 

3. ab dem Kalenderjahr 2033 2,3 Prozent, 

4. ab dem Kalenderjahr 2035 2,4 Prozent, 

5. ab dem Kalenderjahr 2037 2,6 Prozent, 

6. ab dem Kalenderjahr 2039 2,8 Prozent, 

so wird für die Treibhausgasemissionen der diesen Anteil übersteigenden Biokraft-
stoffe, die aus den in Anlage 4 genannten Rohstoffen hergestellt wurden, der Basiswert 
zugrunde gelegt. § 13 Absatz 1 Satz 2, 3 und 4 sowie § 13 Absatz 2 bis 4 gelten ent-
sprechend.“ 
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9. § 14 Absatz wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird durch folgenden Absatz 1 ersetzt: 

(1) „ Der Verpflichtete nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 in Ver-
bindung mit Absatz 4 Satz 1 bis 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes hat jähr-
lich einen Mindestanteil Kraftstoffe, die aus den in Anlage 1 genannten Rohstoffen 
hergestellt wurden (fortschrittliche Biokraftstoffe), in Verkehr zu bringen. Als Inver-
kehrbringen gilt die Versteuerung nach § 2 Absatz 1 Nummer 1, 4, 7 oder 8 oder 
Absatz 2 des Energiesteuergesetzes. Soweit Kraftstoffe nach Satz 1 keine Ener-
gieerzeugnisse nach § 1 Absatz 2 und 3 des Energiesteuergesetzes sind, gelten 
sie durch Abgabe an den Letztverbraucher zur Verwendung im Straßenverkehr im 
Sinne des § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes als 
in den Verkehr gebracht. In diesem Fall erfolgt das Inverkehrbringen der Kraftstoffe 
durch den Betreiber der Tankstelle. Betreiber der Tankstelle ist diejenige Person, 
die die ausschlaggebende wirtschaftliche Verfügungsmacht über den technischen 
Betrieb der Tankstelle besitzt. Die Höhe des Mindestanteils beträgt 

1. ab dem Kalenderjahr 2025 0,7 Prozent, 

2. ab dem Kalenderjahr 2026 2 Prozent, 

3. ab dem Kalenderjahr 2028 2,5 Prozent, 

4. ab dem Kalenderjahr 2030 3 Prozent.“ 

b) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 wird durch folgenden Absatz 4 ersetzt: 

(4) „ Übersteigen in einem Verpflichtungsjahr Mengen an fortschrittlichen Biok-
raftstoffen den Mindestanteil nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2, kann der 
Verpflichtete beantragen, dass ihre energetische Menge auf den Mindestanteil des 
folgenden Verpflichtungsjahres angerechnet wird.“ 

d) Absatz 5 wird gestrichen. 

10. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 17 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

b) Die folgenden Nummern werden eingefügt: 

18. „ Fuselöle aus der Alkoholdestillation, 

19. Rohmethanol aus Kraftzellstoff, der aus der Zellstoffherstellung stammt, 

20. Zwischenfrüchte wie Zweitfrüchte und Deckpflanzen, die in Gebieten ange-
baut werden, in denen die Erzeugung von Nahrungs- und Futtermittelpflan-
zen aufgrund einer kurzen Vegetationszeit auf eine Ernte beschränkt ist, so-
fern ihre Nutzung keine Nachfrage nach zusätzlichen Flächen verursacht und 
der Gehalt an organischen Bodensubstanzen erhalten bleibt und soweit sie 
für die Herstellung von Biokraftstoffen für den Luftverkehrssektor verwendet 
werden, 
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21. Pflanzen, die auf stark degradierten Flächen angebaut werden, mit Aus-
nahme von Nahrungs- und Futtermittelpflanzen, soweit sie für die Herstellung 
von Biokraftstoffen für den Luftverkehrssektor verwendet werden, 

22. Cyanobakterien.“ 

11. Anlage 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

b) Die folgenden Nummern werden eingefügt: 

3. „ geschädigte Pflanzen, die sich nicht für die Verwendung in der Lebens- oder 
Futtermittelkette eignen, mit Ausnahme von Stoffen, die absichtlich verändert 
oder kontaminiert wurden, damit sie diese Voraussetzung erfüllen, 

4. kommunales Abwasser und daraus gewonnene Erzeugnisse mit Ausnahme 
von Klärschlamm, 

5. Pflanzen, die auf stark degradierten Flächen angebaut werden, mit Aus-
nahme von Nahrungs- und Futtermittelpflanzen und der in Anlage 1 aufge-
führten Rohstoffe, soweit sie nicht für die Herstellung von Biokraftstoffen für 
den Luftfahrtsektor verwendet werden, 

6. Zwischenfrüchte wie Zweitfrüchte und Deckpflanzen, mit Ausnahme der in 
Anlage 1 aufgeführten Rohstoffe, die in Gebieten angebaut werden, in denen 
die Erzeugung von Nahrungs- und Futtermittelpflanzen aufgrund einer kurzen 
Vegetationszeit auf eine Ernte beschränkt ist, sofern ihre Nutzung keine 
Nachfrage nach zusätzlichen Flächen verursacht und der Gehalt an organi-
schen Bodensubstanzen erhalten bleibt und soweit sie nicht für die Herstel-
lung von Biokraftstoffen für den Luftverkehrssektor verwendet werden.“ 

Artikel 4 

Änderung der Verordnung zur Durchführung der Regelungen der 
Biokraftstoffquote 

Die Verordnung zur Durchführung der Regelungen der Biokraftstoffquote […] wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 11 gestrichen. 

2. In § 9 wird die Angabe „Nummer 3“ jeweils durch die Angabe „Nummer 8“ ersetzt. 

3. § 11 wird gestrichen. 
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Artikel 5 

Änderung der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung 

§ 12 Absatz 1 der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vom 2. Dezember 2021 
(BGBl. I S. 5126, 5143) wird wie folgt geändert: [Hinweis: Artikel 5 wird je nach Verfahrens-
stand der VO zur Änderung der BioKraft-NachV zur Umsetzung der RED III dorthin über-
führt] 

1. In Nummer 10 wird die Angabe „und“ durch ein Komma ersetzt. 

2. In Nummer 11 Buchstabe d wird der Punkt durch die Angabe „und“ ersetzt. 

3. Folgende Nummer 12 wird eingefügt: 

12. „ die Angabe, ob Vor-Ort-Kontrollen nach Maßgabe des § 4b der Verordnung zur 
Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen 
vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3892), die zuletzt durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 25. November 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 367) geändert worden ist, er-
möglicht werden.“ 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Mit der Treibhausgasminderungs-Quote (THG-Quote) nach den §§ 37a ff. des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) werden Kraftstoffanbieter verpflichtet, die Treibhaus-
gasemissionen ihrer Kraftstoffe zu senken. Nachhaltige Biokraftstoffe, strombasierte Kraft-
stoffe auf Basis von grünem Wasserstoff und der direkte Einsatz von Strom in Straßenfahr-
zeugen mit Elektroantrieb können auf die Erfüllung der THG-Quote angerechnet werden.  

Als Teil des Fit-for-55-Pakets der Europäischen Kommission wurden die Vorgaben der RED 
II durch die Richtlinie (EU) 2023/2413 (sog. RED III) deutlich angehoben. Die Verpflichtung 
zum Einsatz erneuerbarer Energien wurden vom Straßenverkehr auf Kraftstoff in allen Ver-
kehrsbereichen ausgeweitet. Zudem wurden bestehende Quoten für den Einsatz von fort-
schrittlichen Biokraftstoffen aus Abfall- und Reststoffen angehoben sowie zusätzliche Ver-
pflichtungen für den Einsatz von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs ge-
schaffen, zu denen grüner Wasserstoff oder synthetische flüssige Kraftstoffe gehören. 

Zur Umsetzung der RED III und zur Erreichung der Klimaschutzziele im Verkehrssektor wird 
die THG-Quote daher ambitioniert fortgeschrieben. 

Die Anpassung der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mit-
verarbeiteten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote (37. BImSchV) dient der Umset-
zung der Vorgaben der RED III sowie ihrer Durchführungsverordnung (EU) 2022/996. Ins-
besondere die Übernahme der geänderten Vorgaben der Durchführungsverordnung (EU) 
2022/996 hinsichtlich der Akkreditierungspflicht für Zertifizierungsstellen macht weitge-
hende Anpassungen an der 37. BImSchV erforderlich. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

- Die verpflichtende prozentuale Minderung der Treibhausgasemission bei Kraftstof-
fen wird bis ins Jahr 2040 festgelegt und steigt schrittweise auf 53 %, was einem 
Anteil an erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch im Verkehr von über 
77 % gemäß Berechnungsmethode der RED III entspricht. Die Quote ist nunmehr 
von allen Kraftstoffanbietern für alle Verkehrsbereiche zu erfüllen. 

- Die gesonderte Quote für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs im Flug-
verkehr wird ersetzt durch eine allgemeine Quote über alle Verkehrsbereiche.  

- Die Quote für fortschrittliche Biokraftstoffe wird angehoben, die Doppelanrechnung 
entfällt. 

- Erneuerbare Kraftstoffe sind nur noch anrechenbar, wenn Vor-Ort-Kontrollen durch 
staatliche Kontrolleure möglich sind. 

- Die Obergrenze für Biokraftstoffe aus Nahrungs- und Futtermitteln wird abgesenkt. 

- Die Anrechnung von Sojaöl sowie Reststoffen der Palmölproduktion auf die THG-
Quote wird sofort beendet. 
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Außerdem werden die Vorgaben der Verordnung (EU) 2023/2405 (ReFuelEU Aviation) für 
den Einsatz erneuerbarer Kraftstoffe im Flugverkehr zur Gewährleistung gleicher Wettbe-
werbsbedingungen für einen nachhaltigen Flugverkehr sowie die Vorgaben der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2022/996 hinsichtlich der Akkreditierungspflicht für Zertifizierungs-
stellen umgesetzt. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Regelung von Anforderungen zur Min-
derung der Treibhausgasemissionen von in Verkehr gebrachten Kraftstoffen und Energie-
erzeugnissen beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 des Grundgesetzes (Luftreinhal-
tung). Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Regelungen über das Inverkehr-
bringen ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 
2 des Grundgesetzes (Recht der Wirtschaft).  

Eine bundesgesetzliche Regelung ist zur Wahrung der Wirtschaftseinheit erforderlich, weil 
die Neuregelungen im BImSchG das Inverkehrbringen von Kraftstoffen betreffen, die ganz 
überwiegend nicht nur in einzelnen Bundesländern, sondern im ganzen Bundesgebiet, häu-
fig darüber hinaus auch europa- und weltweit vermarktet werden. Unterschiedliche Landes-
regelungen im Zusammenhang mit dem Inverkehrbringen von Otto-, Dieselkraftstoffen oder 
Energieerzeugnissen, deren Treibhausgasemissionen pro Energieeinheit um einen be-
stimmten Prozentsatz gemindert sind, hätten eine erhebliche Behinderung des bundeswei-
ten Vertriebs dieser Erzeugnisse sowie beträchtliche Wettbewerbsverzerrungen zur Folge. 
Angesichts der mit solchen Auswirkungen verbundenen schwerwiegenden Hindernisse für 
den wirtschaftlichen Verkehr im Bundesgebiet dienen bundesgesetzliche Regelungen in 
diesem Bereich der Vermeidung erheblicher Nachteile für die Gesamtwirtschaft.  

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar und dient auch der weite-
ren Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413, der Verordnung (EU) 2023/2405, der dele-
gierten Richtlinie (EU) 2024/1405 und der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996. 

VI. Gesetzesfolgen 

Der Entwurf sieht Anpassungen der bereits bestehenden gesetzlich geregelten Treibhaus-
gasminderungs-Quote vor und erweitert diese auf alle Kraftstoffe in allen Verkehrsberei-
chen. Mitteilungspflichten für die neue Verpflichtung eines Mindestanteils erneuerbarer 
Flugturbinenkraftstoffe sind identisch ausgestaltet wie die bestehende Treibhausgasminde-
rungs-Quote, sodass der Aufwand für die Unternehmen minimiert wird. 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die mit dem Gesetzgebungsverfahren vorgenommenen Anpassungen führen zur Erhöhung 
der Rechtssicherheit und tragen damit auch zu der Vereinfachung von Verwaltungsverfah-
ren bei. Ferner werden Teile der Regelungen klarer und übersichtlicher strukturiert. 
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2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Um die Umweltverträglichkeit von Biokraftstoffen und erneuerbaren Kraftstoffen nicht bio-
genen Ursprungs zu gewährleisten, wurden im Rahmen der EU-Richtlinien zur Förderung 
der Nutzung erneuerbarer Energien (EU) 2018/2001 verbindliche Vorgaben an die Herstel-
lung und Nachhaltigkeitskriterien für Biokraftstoffe festgelegt und durch die Biokraftstoff-
nachhaltigkeitsverordnung und die 37. Bundes-Immissionsschutzverordnung umgesetzt. 
Danach gelten Biokraftstoffe und erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs nur 
dann als nachhaltig hergestellt, wenn sie – unter Einbeziehung der gesamten Herstellungs- 
und Lieferkette – eine bestimmte Mindestmenge an Treibhausgasen gegenüber fossilen 
Kraftstoffen einsparen. Für Biokraftstoffe dürfen beim Anbau der Pflanzen für die Biokraft-
stoffherstellung keine Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand oder Flächen mit hohem Na-
turschutzwert zerstört werden. Nur Biokraftstoffe und erneuerbare Kraftstoffe nicht bioge-
nen Ursprungs, die diese Bedingungen erfüllen, können auf die Treibhausgasquote ange-
rechnet werden.  

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Finanzielle Auswirkungen ohne Erfüllungsaufwand sind nicht zu erwarten. 

4. Erfüllungsaufwand 

[Wird nachgereicht] 

5. Weitere Kosten 

[Wird nachgereicht] 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Im Falle der Verpflichtung zur Minderung der Treibhausgasemissionen bei Kraftstoffen füh-
ren die im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen im Vergleich zum geltenden Recht zu 
Mehrkosten für die Wirtschaft, die in der Praxis an die Endkunden weitergereicht werden, 
wodurch es zu Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau kommen könnte. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Der Gesetzentwurf dient im Wesentlichen der Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richt-
linie (EU) 2018/2001. Eine Befristung ist nicht vorgesehen, da die Treibhausgasminderung 
bei Kraftstoffen mindestens in der gleichen Höhe auch über das Jahr 2030 hinaus erfolgen 
sollen. 

In § 37g ist eine regelmäßige Evaluation der Vorgaben vorgesehen, sodass eine Evaluation 
dieses Gesetzes nicht erforderlich ist. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetztes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung in der Inhaltsübersicht 
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Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung in der Inhaltsübersicht 

Zu Nummer 2 (§ 37a) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 bis 4) 

In Absatz 1 wird gemäß den Vorgaben der novellierten Erneuerbare-Energien-Richtlinie der 
Kreis der Normadressaten erweitert. Verpflichtet zur prozentualen Treibhausgasminderun-
gen bei Kraftstoffen (nach Absatz 4) sind nunmehr Inverkehrbringer aller fossiler Kraftstoffe, 
die im Land- und Flugverkehr eingesetzt werden. Entsprechend der bisherigen Regelungen 
gilt ein Kraftstoff mit dem Entstehen der Energiesteuer als in Verkehr gebracht. Dies gilt 
auch für steuerbefreite Kraftstoffe. 

Zur Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen in der EU werden Anbieter, die aus-
schließlich Flugturbinenkraftstoff in Verkehr bringen, von dieser Verpflichtung ausgenom-
men. Diese sind nach der ReFuelEU-Aviation Verordnung verpflichtet, EU-weit einheitliche 
Quoten für erneuerbare Kraftstoffe im Flugverkehr zu erfüllen. 

Die bisherigen Ausnahmen für den Erdölbevorratungsverband und für die Abgabe von 
Kraftstoff an die Bundeswehr entfallen, da keine Verpflichtung zur Beimischung von Biok-
raftstoffen besteht, was Einfluss auf die Lagerbeständigkeit der Kraftstoffe hätte, und nun-
mehr zahlreiche Erfüllungsoptionen zur Verfügung stehen, die von Dritten in anderen Be-
reichen zur Erfüllung der Verpflichtung eingesetzt werden können.  

Der bisherige Absatz 2 sah eine gesonderte Verpflichtung für Anbieter von Flugkraftstoffen 
vor, die hiermit entfällt. Der neue Absatz 2 verpflichtet nunmehr Inverkehrbringer von Kraft-
stoffen im Schiffsverkehr zur prozentualen Treibhausgasminderungen bei Kraftstoffen (Ab-
satz 4). Kraftstoffanbieter im Schiffsverkehr müssen somit die Quote in gleicher Höhe erfül-
len, wie Anbieter im Land- und Luftverkehr. Schiffskraftstoffanbieter werden getrennt von 
anderen Kraftstoffanbietern behandelt, da im Schiffsverkehr der Einsatz von erneuerbaren 
Kraftstoffen deutlich günstiger sein kann. Auf diese Weise soll verhindert werden, dass 
übermäßig viele Erfüllungsoptionen im Schiffsverkehr eingesetzt werden und dadurch not-
wendige Treibhausgasminderungen im Land- und Luftverkehr ausbleiben. 

Absatz 3 entspricht der bisherigen Fassung. 

Absatz 4 regelt die Höhe der prozentualen Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen (THG-
Quote). Um den Produzenten erneuerbarer Kraftstoffe und Betreibern von Ladepunkten für 
die Elektromobilität die notwendige Investitions- und Planungssicherheit zu geben, wird die 
THG-Quote bis zum Jahr 2040 fortgeschrieben. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4a) 

Der bisherige Absatz 4a regelte die Höhe der Quote zum Einsatz von erneuerbaren Flug-
kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs (sog. PtL-Kerosin oder E-Fuels) im Flugverkehr, die 
entfällt (Aufhebung des bisherigen Absatzes 2). 

Zu Buchstabe c (Absatz 5) 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Zu Dreifachbuchstabe aaa (Satz 1) 

Redaktionelle Folgeänderung. 
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Zu Dreifachbuchstabe bbb (Nummer 6) 

Durch die Aufnahme der in einem raffinerietechnischen Verfahren gemeinsam mit mineral-
ölstämmigen Ölen hergestellten erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs, Num-
mer 8 der geltenden Fassung des § 37a Absatz 5 Satz 1, in Nummer 6 wird der Rechtstext 
vereinfacht und die mehrfach seitens der Wirtschaft kommunizierten Unklarheiten bezüglich 
der vormalig unter Nummer 8 definierten Erfüllungsoption ausgeräumt. 

Zu Dreifachbuchstabe ccc (Nummer 7) 

Hiermit wird die Regelung in Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe a) Ziffer ii) der Richtlinie (EU) 
2018/2001 umgesetzt. Neben der Produktion von fossilen Kraftstoffen können erneuerbare 
Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs nunmehr auch als Zwischenprodukt bei der Produk-
tion von Biokraftstoffen eingesetzt werden. Die Treibhausgasminderung darf dabei nur ein-
mal geltend gemacht werden. 

Zu Dreifachbuchstabe ddd (Nummer 8) 

Die Erfüllungsoption Nummer 8 wurde in Nummer 6 integriert und wird folglich gestrichen. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Sätze 2 und 3) 

Zur Rechtsbereinigung wird der Satz 2 gestrichen, da die Mehrfachanrechnung von erneu-
erbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs mit Erlass der Neufassung der 37. BImSchV 
dort geregelt wird. Satz 3 wird gestrichen, da die gesonderte Verpflichtung für erneuerbare 
Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs im Flugverkehr entfällt (Absatz 2 und 4a a.F.). 

Zu Doppelbuchstabe cc (neuer Satz)  

Um den Einsatz von erneuerbaren Energien im Land- und Luftverkehr sicherzustellen, kann 
die THG-Quote nicht durch Erfüllungsoptionen im Schiffsverkehr erfüllt werden (siehe auch 
die Begründung zu Absatz 2 in Nummer 2 Buchstabe a). 

Zu Buchstabe d (Absatz 6) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Redaktionelle Folgeänderung durch die Streichung der gesonderten Verpflichtung im Luft-
verkehr und Einführung der Verpflichtung für Kraftstoffanbieter im Schiffsverkehr. 

Zu Doppelbuchstabe bb (neuer Satz) 

Zur Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen in der EU sind Anbieter, die aus-
schließlich Flugturbinenkraftstoff in Verkehr bringen, von der Verpflichtung zur Erfüllung der 
THG-Quote ausgenommen. Ihre Kraftstoffmengen gehen damit nicht in den Referenzwert 
der THG-Quote über alle Kraftstoffe im Verkehr in Deutschland ein. Diese Kraftstoffanbieter 
sind jedoch nach der ReFuelEU-Aviation Verordnung verpflichtet, erneuerbare Kraftstoffe 
im Flugverkehr einzusetzen.  

Da der Einsatz von fossilem Kerosin dieser Kraftstoffanbieter keine THG-Quotenpflicht er-
zeugt, wird hiermit ausgeschlossen, dass sie als Dritte die erneuerbaren Kraftstoffe zur Er-
füllung der ReFuelEU-Aviation Verordnung gleichzeitig zur Erfüllung der Verpflichtung ei-
nes THG-Quotenverpflichteten nutzen. Andernfalls würde das Gesamtambitionsniveau der 
THG-Quote geschwächt werden. 

Kraftstoffanbieter, die sowohl fossiles Kerosin als auch andere Kraftstoffe in Verkehr brin-
gen, sind nach Absatz 1 Quotenverpflichtete. Sie müssen ebenfalls die Vorgaben der 
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ReFuelEU-Aviation Verordnung erfüllen. Da ihre Kraftstoffmengen jedoch eine THG-Quo-
tenpflicht erzeugen und vollständig in den Referenzwert hineinfließen, sind auch die erneu-
erbaren Flugkraftstoffe zur Erfüllung der ReFuelEU-Aviation Verordnung auf die THG-
Quote anrechenbar, entweder zur Erfüllung ihrer eigenen Quotenpflicht oder die eines an-
deren Verpflichteten. 

Zu Buchstabe e (Absatz 7) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Folgeänderung durch die Streichung der gesonderten Verpflichtung im Luftverkehr und Ein-
führung der Verpflichtung für Kraftstoffanbieter im Schiffsverkehr. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 4) 

Folgeänderung durch die Streichung der gesonderten Verpflichtung im Luftverkehr. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Sätze 7 und 8 a.F./ 6 und 7 n.F.) 

Folgeänderung durch die Streichung der gesonderten Verpflichtung im Luftverkehr. 

Zu Buchstabe f (Absatz 8) 

Folgeänderung durch die Streichung der gesonderten Verpflichtung im Luftverkehr und Ein-
führung der Verpflichtung für Kraftstoffanbieter im Schiffsverkehr. 

Zu Nummer 3 (§ 37b) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b (Absatz 6) 

Die von der Europäischen Kommission eingerichtete Unionsdatenbank (Artikel 31a der 
Richtlinie (EU) 2018/2001) soll sicherstellen, dass für Biomethan keine Mehrfachanrech-
nung und damit missbräuchliche Doppelförderung (im EU-Ausland und in Deutschland) er-
folgt, wenn es in das Gasnetz im EU-Ausland eingespeist wird und massenbilanziell in 
Deutschland entnommen und auf die Quote angerechnet wird.  

Die neuen Sätze stellen klar, dass im EU-Ausland ins Gasnetz eingespeistes und massen-
bilanziell in Deutschland entnommenes Biomethan auf die THG-Quote anrechenbar ist. 
Dies gilt auch für Staaten außerhalb der EU, sofern eine physische Verbindung besteht, die 
Massenbilanz über die Unionsdatenbank sichergestellt ist und die zuständige Behörde nach 
Prüfung dieser Voraussetzung ihre Zustimmung erteilt hat. Die Prüfung und vorherige Zu-
stimmung ist erforderlich, um Missbrauch durch den massenbilanziellen Import von Biome-
than aus Drittstaaten zu vermeiden.  

Zu Buchstabe c (Absatz 8) 

Der Absatz 8 regelt Erfüllungsoptionen, die nicht auf die THG-Quote anrechenbar sind. Die 
bisherigen Regelungen des Absatzes 8 werden übernommen und um weitere Elemente 
ergänzt: 

Die neue Nummer 1 verankert den Ausschluss von Palmöl, der bisher nur indirekt durch § 
13 b der 38. BImSchV erfolgte, nunmehr gesetzlich im Bundes-Immissionsschutzgesetz. 
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Die neue Nummer 2 schließt Sojaöl aus, um schädliche Effekte für Natur und Umwelt durch 
Landnutzungsänderung wie Entwaldung und Umbruch von Grasland oder Savannenland-
schaften zu verhindern, die durch Anbau von Soja zu energetischen Zwecken entstehen. 

Die neue Nummer 3 schließt Reststoffe, Abfallstoffe und Nebenprodukte der Palmölproduk-
tion aus, wodurch die Quersubventionierung insbesondere der nichtnachhaltigen Palmöl-
produktion verhindert wird. 

Die neue Nummer 4 schließt alle weiteren Rohstoffe aus, die nach der Verordnung (EU) 
2019/807 ein hohes Risiko indirekter Landnutzungsänderung aufweisen.  

Die neue Nummer 5 schließt erneuerbare Kraftstoffe aus, bei deren Produktion eine Vor-
Ort-Kontrolle durch eine staatliche Kontrollbehörde eines Mitgliedsstaates der EU nicht 
möglich ist. Dies dient der Betrugsprävention. 

Die Nummer 8 wird angepasst, sodass nunmehr eine Vermischung von tierischen Fetten 
unterschiedlicher Kategorien und massenbilanzielle Behandlung möglich ist. Anrechenbar 
bleibt weiterhin nur der Anteil aus tierischen Fetten der Kategorie 1 und 2 (hohe und mittlere 
Seuchengefahr). 

Durch einen neuen Satz wird klargestellt, dass der Ausschluss ab dem Jahr 2026 gilt. Bi-
okraftstoffmengen, die mit dem Ziel der Anrechnung nach bisheriger Rechtslage vor 2026 
in Verkehr gebracht wurden, sind weiterhin anrechenbar. 

Zu Nummer 4 (§ 37c) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die bisherige Regelung wird nahezu wortgleich übernommen. Um den zuständigen Stellen 
und Verpflichteten mehr Zeit für die Jahresquotenanmeldung einzuräumen, wird die Frist 
angepasst. Zudem erfolgt eine redaktionelle Folgeänderung, da sich die Quotenpflicht nun-
mehr auf alle fossilen Kraftstoffe bezieht und nicht mehr nur auf Otto- und Dieselkraftstoffe. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Die bisherige Regelung wird nahezu wortgleich übernommen. Es erfolgen redaktionelle 
Folgeänderungen durch die Streichung der gesonderten Verpflichtung im Luftverkehr und 
Einführung der Verpflichtung für Kraftstoffanbieter im Schiffsverkehr, sowie der neuen Frist 
zur Jahresquotenanmeldung (siehe Begründung zu Nummer 4 Buchstabe a). Zur besseren 
Übersicht werden die bestehenden Angaben zur Höhe der Abgabe in Nummern gefasst. 

Die Abgabe, die für die gesonderte Quote im Luftverkehr galt, gilt nunmehr für die Quote 
für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs über alle Verkehrsbereiche (geregelt 
in der 37. BImSchV), die die Quote im Luftverkehr ablöst. 

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 5 (§ 37d) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Einhaltung der neuen Vorgaben in §§ 37i und 37j sollen von der gleichen Behörde 
überwacht werden, die auch die Einhaltung der THG-Quote überwacht. 
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Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 19) 

Redaktionelle Folgeänderung 

Zu Doppelbuchstabe bb (neue Nummer 20) 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, den Ausschluss der Anrechnung auf die THG-Quote 
von erneuerbaren Kraftstoffen, bei deren Produktion eine Vor-Ort-Kontrolle nicht möglich 
ist, näher zu regeln, bzw. die Bedingungen für die Anrechnungen festzulegen, wenn Vor-
Ort-Kontrollen möglich sind. Dies erfolgt in Artikel 3 dieses Gesetzes. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Sätze 3 bis 5) 

Die bisherigen Sätze 3 bis 5 sahen vor, dass Verordnungen, die die Mitverarbeitung bioge-
ner Öle in einem Raffinerieverfahren mit Mineralöl sowie die Anrechnung von strombasier-
ten Kraftstoffen regeln, der Zustimmung des Bundestages bedürfen. Die technischen Krite-
rien für die Anrechnung beider Optionen werden mittlerweile EU-weit einheitlich geregelt 
und sind in der 37. BImSchV umgesetzt. Änderungen der technischen Vorgaben auf EU-
Ebene, bei denen kaum Möglichkeiten für Abweichungen vom EU-Recht bestehen (mit Aus-
nahme von Quotenhöhen, siehe Doppelbuchstabe dd), bedürfen häufig einer sehr raschen 
Umsetzung in nationales Recht, um für die Wirtschaft die notwendige Rechtssicherheit zu 
schaffen. 

Zu Doppelbuchstabe dd (neue Sätze) 

Da die Festlegung der (Quoten-)Höhe einer Verpflichtung zum Einsatz von erneuerbaren 
Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs von hoher umwelt-, klima- und wirtschaftspolitischer 
Bedeutung ist, soll eine entsprechende Rechtsverordnung nicht ohne Zustimmung des Ge-
setzgebers erlassen werden können. Dies erfolgt erstmalig mit Artikel 2 dieses Gesetzes. 

Zu Nummer 6 (§ 37g) 

Die Evaluierung der THG-Quote, die alle zwei Jahre stattfinden soll, wird neu geregelt. Die 
bisherige Frist sah vor, dass im Jahr 2026 der nächste Bericht vorzulegen ist, und damit 
wenige Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, mit dem weitreichende Änderungen an 
der THG-Quote vorgenommen werden. Eine Evaluierung der neuen Vorgaben ist daher 
erst im Jahr 2028 sinnvoll, wenn die Vorgaben ihre Wirkung entfaltet haben. Da die Quo-
tenverpflichteten mit der Änderung in § 37c (Nummer 4 Buchstabe a) mehr Zeit für die 
Jahresquotenanmeldung erhalten und der Bundesregierung die Daten für den Bericht frü-
hestens im Herbst des jeweiligen Jahres vorliegen, wird auch die Abgabe des Berichts ent-
sprechend verschoben. 

Zu Nummer 7 (§ 37h) 

Der bisherige Mechanismus zur Anpassung der THG-Quote im § 37h wir grundlegend ge-
ändert. Dieser wurde seinerzeit vom Gesetzgeber geschaffen, um den Anreiz für den Ein-
satz von grünem Wasserstoff abzusichern, falls sich der Hochlauf der Elektromobilität bes-
ser entwickelt als erwartet und dadurch die Gefahr besteht, dass die THG-Quote deshalb 
in sehr hohem Maße durch Strommengen für Elektrofahrzeuge erfüllt wird. Da mit diesem 
Gesetz eine eigene Quote für den Einsatz von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen 
Ursprungs geschaffen wird (Artikel 2), ist der ursprüngliche Zweck entfallen. Außerdem wird 
mit diesem Gesetz das Ambitionsniveau der THG-Quote deutlich angehoben, sodass der 
Anreiz für den Einsatz aller Erfüllungsoptionen deutlich ansteigt. 
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Zudem erwies sich der Mechanismus aufgrund der starren Schwellenwerte als zu unflexibel 
und berücksichtigte nicht die Entwicklungen der anderen Erfüllungsoptionen. So haben die 
Erfahrung der letzten Jahre gezeigt, dass nicht der Strom für den Einsatz in Elektrofahrzeu-
gen gemäß 38. BImSchV ein Überangebot an Treibhausgasminderung erzeugte. Vielmehr 
war es die Gesamtheit aller Erfüllungsoptionen, insbesondere eine große Menge an fort-
schrittlichen Biokraftstoffen. Aus diesem Grund erfolgt eine Anhebung der THG-Quote zu-
künftig, wenn die Übererfüllungen in einem Verpflichtungsjahr ein gewisses Maß über-
schreiten, nämlich die in § 37a Absatz 4 festgelegte Steigerung der THG-Quote im Folge-
jahr. Im Folgenden ein vereinfachtes Beispiel: 

Wenn angenommen wird, dass im Jahr 2026 die Referenzmenge über alle Kraftstoffe 2300 
PJ beträgt, so beträgt die Summe aller Referenzwerte 216,2 Mio. t CO2. Bei einer THG-
Quote von 12 % läge die Minderungsverpflichtung bei rund 25,9 Mio. t CO2. Im Folgejahr 
2027 steigt die THG-Quote um 3 Prozentpunkte auf 15 %. 

Wenn eine Übererfüllung von 9 Mio. t festgestellt wird, wurde die THG-Quote um 4,2 Pro-
zentpunkte übererfüllt, und damit 1,2 Prozentpunkte mehr, als die im Gesetz bereits fest-
gelegte Steigerung. Die Bundesregierung wird daher die THG-Quote für alle Folgejahre 
entsprechend anpassen. Läge die Übererfüllung bei weniger als 3 Prozentpunkte, erfolgt 
keine Erhöhung der THG-Quote. Wenn im Jahr 2027 dann eine erneute Überschreitung 
festgestellt wird, ist die die bisherige Erhöhung mit zu berücksichtigen. In diesem Beispiel 
bedeutet das, dass eine Übererfüllung vorliegt, wenn die „angepasste“ THG-Quote von 16,2 
% im Jahr 2027 übererfüllt wird und diese höher ausfällt, dass die Differenz zur „angepass-
ten“ Quote für das Jahr 2028 von 22,2 %. Die entsprechen Erhöhung wird der bestehenden 
hinzuaddiert. Der Bundesregierung wird bei der Anpassung ein gewisser Spielraum ge-
währt, der der 0,5- bis 1,5-fachen Übersteigung entspricht. Das bedeutet im vorliegenden 
Beispiel, dass die Anhebung zwischen 0,6 und 1,8 Prozentpunkten entspricht. Damit kann 
die Bundesregierung auf Marktentwicklungen Regierung und es werden Rechtsunsicher-
heiten durch Rundungen der Zahlenwerte vermieden. 

Die Übererfüllungen werden auf Grundlage der Jahresquotenanmeldungen ermittelt. Hier-
bei kann es im Verwaltungsverfahren zu Korrekturen kommen, etwa wegen Fehlern in der 
Mittelung. Diese im Prozess der bis zum Erlass der Verordnung zu berücksichtigen. 

Zu Nummer 8 (neue § 37i) 

Die neue Fassung des § 37h dient der Umsetzung des Artikels 31a Absatz 2 Unterabsatz 
3 der Richtlinie (EU) 2018/2001. Er regelt die Verpflichtung von Kraftstoffanbietern zur Mel-
dung ihrer Kraftstoffmengen an die Europäische Kommission über Unionsdatenbank nach 
Artikel 31a der Richtlinie (EU) 2018/2001 (Absatz 1). Es sind die gleichen Mengen, die auch 
nach § 37c an die zuständige Stelle zur THG-Quote gemeldet werden, weshalb auch die 
zuständige Stelle die Eintragung in die Unionsdatenbank überprüfen soll (Absatz 3). Da in 
der Praxis Quotenverpflichtete zur Datenübertragung häufig bereits Systeme von Drittan-
bietern nutzen, soll es zur Minimierung des bürokratischen Aufwandes möglich sein, dass 
diese Drittanbieter die Meldung an die Unionsdaten vornehmen. In diesem Fall sind die 
zuständige Stelle in Deutschland sowie die Europäische Kommission hierüber zu unterrich-
ten (Absatz 2). 

Zu Nummer 9 (neue § 37j) 

Dieser Paragraph dient der Umsetzung der Vorgaben der Verordnung (EU) 2023/2405 
(ReFuelEU Aviation). 

Die Definition des Kraftstoffanbieters in Artikel 3 Nummer 19 der ReFuelEU Aviation-Ver-
ordnung verweist auf die Definition in Artikel 2 Absatz 2 Nummer 38 der Richtlinie (EU) 
2018/2001, die wiederum in nationales Recht umgesetzt werden muss. Daher ist in Absatz 
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1 die Festlegung des Flugkraftstoffanbieters und somit des Verpflichteten im Sinne der EU-
Verordnung erforderlich. 

Absatz 2 dient der Umsetzung des Artikels 10 der ReFuelEU Aviation-Verordnung. Die 
Überwachung der Einhaltung der EU-Quoten wird der gleichen Stelle übertragen, die für 
den Vollzug der THG-Quote zuständig ist. 

Die Absätze 3 bis 5 dienen der Umsetzung des Artikel 12 Absätze 4 und 5 der ReFuelEU 
Aviation-Verordnung. Im Falle der Nichterfüllung oder teilweisen Nichterfüllung der Quoten-
pflicht ist eine Abgabe zu entrichten, die gemäß der EU-Verordnung dem doppelten der 
Differenz zwischen erneuerbaren und fossilen Flugkraftstoffen entspricht. Da sich die 
Preise für erneuerbare und fossile Kraftstoffe ändern können, wird das BMUKN ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem BMV die Höhe der Abgabe im Bundesanzeiger neu festzulegen. 
Die Höhe der Abgabe hat Auswirkungen auf die Marktakteure und den Handel mit erneuer-
baren Kraftstoffen. Deshalb muss, sofern erforderlich, die Anpassung der Abgabenhöhe 
spätestens bis zum 30. Juni des Verpflichtungsjahres erfolgen und gilt ab dem nachfolgen-
den Verpflichtungsjahr, um Verwerfungen im laufenden Jahr zu vermeiden. Erfolgt bis zu 
diesem Zeitpunkt keine Verkündung, gilt die in diesem Gesetz festgelegte Abgabenhöhe 
bzw. die der letzten Verkündung. Das BMUKN und BMV müssen bei der Festlegung die in 
der ReFuelEU Aviation-Verordnung festgelegte Methodik verwenden. Die Datengrundlage 
für Festlegung der Abgabenhöhe sind die Marktdaten und Preisinformationen, die jährlich 
von der EASA im Bericht nach Artikel 13 der Verordnung veröffentlicht werden. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten 
Kraftstoffen und mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe d 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe e 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe f 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Zu Buchstabe a (Absatz 7) 

Korrektur eines fehlerhaften Verweises. 
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Zu Buchstabe b (Absatz 10 Satz 2) 

Die Anpassung ist erforderlich, um die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten im Rah-
men der Rollendefinition festzulegen. Diese gesetzliche Rollendefinition muss durch den 
zivilrechtlichen Zertifizierungsvertrag korrekt umgesetzt werden, was durch die Akkreditie-
rungsstelle überwacht wird. 

Zu Buchstabe c Absatz 13 

Die Anpassung ist erforderlich, um die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten im Rah-
men der Rollendefinition festzulegen. 

Die Streichung dient der Anpassung an die Vorgabe zur Zitierweise des aktualisierten 
Handbuchs der Rechtsförmlichkeit. 

Zu Buchstabe d Absatz 15 

Die Anpassung ist erforderlich um Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 
2022/996 umzusetzen.  

Zu Buchstabe e (Absatz 19) 

Die Aufnahme der Definition von Lieferanten dient der Rechtsklarheit. In der Rollendefinition 
werden die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten klar festgelegt. Diese Rollendefinition 
muss durch den zivilrechtlichen Zertifizierungsvertrag korrekt umgesetzt werden, was durch 
die Akkreditierungsstelle überwacht wird. 

Zu Nummer 3 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Folgeänderung aufgrund der Änderung in Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a (§ 37a Absatz 
1 bis 4 BImSchG), mit der die Streichung der gesonderten Verpflichtung im Luftverkehr und 
Einführung der Verpflichtung für Kraftstoffanbieter im Schiffsverkehr erfolgt. 

Folgeanpassung aufgrund der Integration von Nummer 8 in Nummer 6 des § 37a Absatz 5 
Satz 1 BImSchG. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

Folgeänderung aufgrund der Änderung in Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe aa Dreifachbuchstabe bbb (§ 37a Absatz 5 Satz 1 Nummer 7 BImSchG). Neben der 
Produktion von fossilen Kraftstoffen können erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ur-
sprungs nunmehr auch als Zwischenprodukt bei der Produktion von Biokraftstoffen einge-
setzt werden. 

Zu Buchstabe c (Absatz 5) 

Mehrfachanrechnungen bei der Erfüllung der THG-Quote sind ein wichtiges Instrument, um 
die Wirtschaftlichkeit des Einsatzes von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ur-
sprungs gerade in der Anfangsphase zu verbessern. Mit steigender Produktionsmenge und 
Markverfügbarkeit ist mit einer entsprechenden Kostendegression zu rechnen, weshalb die 
Multiplikatoren mit der Zeit abgesenkt werden können. Dadurch steigt auch das Ambitions-
niveau, da real größere Mengen dieser Kraftstoffe zur Pflichterfüllung eingesetzt werden 
müssen. 



 - 47 - Bearbeitungsstand: 19.06.2025  17:20 

 

Um zusätzlich einen Anreiz zu schaffen, diese Kraftstoffe im Luft- und Seeverkehr einzu-
setzen, wo sie auch langfristig eingesetzt werden müssen, wird für den Einsatz in diesen 
Bereichen gemäß Artikel 27 Absatz 2 Buchstabe e der Richtlinie (EU) 2018/2001 ein wei-
terer Multiplikator eingefügt. Dieser gilt zusätzlich multiplikativ zu dem in Satz 1. Zum Bei-
spiel gilt für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs allgemein ab dem Jahr 2030 
ein Faktor von 3, für den Einsatz im Luft- und Seeverkehr im Produkt ein Faktor von 4,5. Ab 
dem Jahr 2035 gilt allgemein ein Faktor von 2,5, für den Luft- und Seeverkehr im Produkt 
3,75. 

Zu Buchstabe d (Absatz 6) 

Folgeänderung aufgrund der Anpassung der Mehrfachanrechnung durch Nummer 3 Absatz 
5 (§ 3 Absatz 5). 

Zu Nummer 4 (Neuer § 3a) 

Gemäß Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2018/2001 sind 
Mitgliedstaaten verpflichtet sicherzustellen, dass im Jahr 2030 ein Mindestanteil an erneu-
erbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs von 1 % erreicht wird. Mit dem neuen § 3a 
wird eine entsprechende Unterquote in der 37. BImSchV eingeführt. 

Diese neue Unterquote dient auch dazu, die durch Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a (Ände-
rung des § 37a Absatz 1 bis 4 BImSchG) entfallene Verpflichtung zum Einsatz von erneu-
erbaren Flugkraftstoffen nicht biogenen Ursprungs zu ersetzen. Die Höhe der Verpflichtung 
im Jahr 2026 von 0,1 % über alle Verkehrsträger entspricht dabei der absoluten Menge der 
entfallenen Verpflichtung von 0,5 % im Flugverkehr. Eine ambitionierte Steigerung und 
Festlegung der Quoten bis ins Jahr 2040 soll den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft un-
terstützen und die notwendige Planungssicherheit gewährleisten. Die neue Quote kann 
durch alle Arten von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs erfüllt werden. 

Die weiteren Regelungen in den Absätzen 2 bis 4 entsprechen den Vorgaben für den Ein-
satz eines Mindestanteils an fortschrittlichen Biokraftstoffen nach § 14 der 38. BImSchV 
hinsichtlich der Bezugsgröße, der Abgabe im Falle der Nichterfüllung sowie der Übertra-
gung von Übererfüllungen ins Folgejahr. 

Zu Nummer 5 (§ 11) 

Folgeanpassung aufgrund der Integration von Nummer 8 in Nummer 6 des § 37a Absatz 5 
Satz 1 BImSchG. 

Zu Nummer 6 (§ 16) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 3) 

Die Bestätigung nach Absatz 2 Nummer 3 ergänzt die neue Dokumentationspflicht in der 
Unionsdatenbank nach § 19 Absatz 5 ff.  

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Redaktionelle Folgeänderung. 
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Zu Doppelbuchstabe dd 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Doppelbuchstabe ee (Nummer 7) 

Die Bestätigung nach Absatz 2 Nummer 7 wird ergänzt um auszuschließen, dass erneuer-
barer Kraftstoff nicht biogenen Ursprungs, der als Zwischenprodukt zur Produktion konven-
tioneller Kraftstoffe oder Biokraftstoffe gemäß § 37a Absatz 5 Satz 1 Nummer 7 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes verwendet wird, zur Herstellung von erneuerbaren Kraft-
stoffen nicht biogenen Ursprungs in einem Verfahren nach § 11 Absatz 1 eingesetzt und in 
der Folge doppelt auf die THG-Quote angerechnet wird.  

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Zur Verbesserung der Betrugsprävention wird in Absatz 3 ergänzt, dass Zertifizierungsstel-
len die Kontrolle mittels repräsentativer Stichproben durchführen müssen. Die Vorgabe zur 
Durchführung repräsentativer Stichproben ergibt sich direkt aus den Regelungen in Artikel 
10 Absatz 3 Unterabsatz 2 Buchstabe a) der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996, da 
nur auf deren Basis systematische Probleme mit den gemeldeten Massenbilanz- oder THG-
Daten festgestellt werden können. Im Rahmen der Kontrolle muss durch die Zertifizierungs-
stelle die Richtigkeit der Angaben nachgewiesen werden. 

Zu Nummer 7 (§ 17 Absatz 1) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b (Nummer 9) 

Nummer 9 a.F. wird gestrichen, da die damit geforderte Angabe den Prozess der 
Nachweisaustellung deutlich komplizierter macht. Eine doppelte Anrechnung auf die THG-
Quote wird nun über die neu geschaffene Regelung in § 16 Absatz 2 Nummer 7 
aussgeschlossen. 

Zu Nr. 9 neu: Die Einführung der Angabe des Datums der ersten Inbetriebnahme dient einer 
Harmonisierung der Anforderungen anderer Mitgliedsstaaten, um den grenzüberschreiten-
den Warenverkehr zu vereinfachen und zu entbürokratisieren. Diese Angabe ist bereits In-
halt der Zertifikate nach § 26 Nr. 4 Buchst. b). Daher ergibt sich kein zusätzlicher Bürokra-
tieaufwand. 

Zu Buchstabe c (Nummern 10 bis 12) 

Zu Nr. 10 und 11: Die Angaben nach Nr. 10 beziehen sich auf die der letzten Schnittstelle 
vorgelagerten Schnittstellen. Die Einführung der Angabe zur erhaltenen Förderung nach 
Nr. 11 dient der Klarstellung der Vorgaben von Anhang I Nr. 1 j) der DVO (EU) 2022/996. 

Zu Nr. 12: Aufgrund der Änderung in Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe c (§ 37b Absatz 8 
Nummer 5 BImSchG) werden erneuerbare Kraftstoffe von der Anrechnung auf die THG-
Quote ausgeschlossen, wenn die zuständigen Kontrollbehörden keine Vor-Ort-Überprüfun-
gen vornehmen dürfen. Auf den Nachweisen ist daher anzugeben, ob eine Vor-Ort-Kon-
trolle möglich ist. Wird die Vor-Ort-Kontrolle dennoch untersagt, wird der Nachweis auf-
grund falscher Angaben ungültig. 
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Zu Nummer 8 (§ 19) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Die Paragrafenbezeichnung wird aufgrund der vorgenommen Änderungen aktualisiert. 

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 1) 

Nummer 1 wird dem geänderten EU-Recht angepasst. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 5) 

Die Einführung der Grundsätze zur ordnungsgemäßen Buchführung in die Massenbilanzie-
rung folgen den allgemeinen Dokumentationsgrundsätzen und sollen eine diesen Regeln 
folgende einheitliche, rechtssichere und betrugssichere Massenbilanzierung schaffen. Die 
Grundsätze zur ordnungsgemäßen Buchführung sind im Rechts- und Geschäftsverkehr 
etabliert. Bei den Grundsätzen handelt es sich teils umgeschrieben und teils um unge-
schriebene Regeln zur Buchführung und Bilanzierung, welche sich vor allem aus Wissen-
schaft und Wirtschaftspraxis, der Rechtsprechung sowie Empfehlungen von Wirtschafts-
verbänden und dem Institut der Wirtschaftsprüfer zusammensetzen. 

Zu Buchstabe c (neue Absätze 5 bis 8) 

Zu Absatz 5 und 8:  

Es handelt sich um eine Umsetzung der Vorgaben der neu gefassten Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001 in Artikel 31a Absatz 2 Unterabsatz 1. Absatz 5Nummern 1 
bis 3 entsprechen den Vorgaben, die aus der Richtlinie ersichtlich sind. Die Vorgaben wer-
den durch die Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 und delegierte Rechtsakte nach 
Artikel 31a Absatz 2 Uabs. 2 der RED II konkretisiert und ergänzt.  

Zu Absatz 5 Nummer 3: Hierbei handelt es sich nicht um die Förderung der letzten Schnitt-
stelle. 

Absatz 5 Nummer 4 definiert gemäß den EU-Vorgaben, dass das Gasverbundnetz der Eu-
ropäischen Union als einheitliches Massenbilanzsystem zu betrachten ist und somit bspw. 
im EU-Ausland ins Gasnetz eingespeistes und massenbilanziell in Deutschland entnomme-
nes erneuerbares synthetisches Erdgas (e-NG) auf die THG-Quote anrechenbar ist. Dies 
gilt auch für Staaten außerhalb der EU, sofern eine physische Verbindung besteht, die Mas-
senbilanz durch die Angaben nach Nummer 1 und 2 in der Unionsdatenbank sichergestellt 
ist und die zuständige Stelle nach § 37d Absatz 1 Satz 1 nach Prüfung dieser Vorausset-
zung ihre Zustimmung erteilt hat. Die Prüfung und vorherige Zustimmung ist erforderlich, 
um Missbrauch durch den massenbilanziellen Import von e-NG aus Drittstaaten zu vermei-
den.  

Auf Grundlage von Absatz 8 kann die zuständige Behörde weitergehende Anforderungen 
an die Dokumentationspflicht bekannt machen. 

Zu Absatz 6: 

Es handelt sich um eine Umsetzung der Vorgaben der neu gefassten Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001 in Artikel 31 Absatz 5 Unterabsatz 1 
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Zu Absatz 7:  

Es wurde seitens der Europäischen Kommission noch kein festes Datum für die Inbetrieb-
nahme der Unionsdatenbank für den Bereich der erneuerbaren Kraftstoffe nicht biogenen 
Ursprungs veröffentlicht. In Absatz 7 wird geregelt, dass die zuständige Behörde den Zeit-
punkt der Inbetriebnahme der Unionsdatenbank für den Bereich der erneuerbaren Kraft-
stoffe nicht biogenen Ursprungs bekannt gibt. Die Pflicht zur Bekanntgabe der Inbetrieb-
nahme der Unionsdatenbank durch die zuständige Behörde entbindet die Wirtschaftsteil-
nehmer nicht von ihrer Pflicht sich selbstständig bzgl. der Inbetriebnahme zu informieren. 
Die Art und Weise der Bekanntmachung liegt im Ermessen der zuständigen Behörde. 

Zu Nummer 9 (§ 21) 

Mit der Regelung wird Artikel 30 Abs. 9 Unterabsatz 1 der RED II in das deutsche Recht 
übernommen und aus Rechtsklarstellungsgründen ohne Änderung des Regelungsinhalts 
angepasst. 

Die Anerkennung von Zertifizierungsstellen in § 36 ist zu streichen, weil diese gemäß Art. 
6 VO (EG) 765/2008 zwingend in ihrem Sitzland akkreditiert und ggf. anerkannt werden. 
Aus Klarstellungsgründen wird in § 21 daher nur aufgenommen, dass insbesondere Zerti-
fikate anzuerkennende Nachweise darstellen. Auch § 29 a.F. ist folglich zu streichen. 

Zu Nummer 10 (§ 23) 

Zu Absatz 1 Nummer 1: Die neue Regelung dient der Betrugsprävention.  

Zu den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 zählt es insbesondere, wenn eine nachweisausstellende 
Schnittstelle zum Zeitpunkt der Ausstellung eines Nachweises für erneuerbaren Kraftstoff 
nicht biogenen Ursprungs die Voraussetzungen zur Ausstellung von Nachweisen nicht er-
füllt hat. 

Die Streichung des Absatzes 2 erfolgt, da der Vertrauensschutz durch die allgemeinen ver-
waltungsverfahrensrechtlichen Grundsätze (§ 48 Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes) hinreichend gewährleistet ist. 

Zu Nummer 11 (§ 24) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Streichung von § 29. 

Zu Nummer 12 (§ 25) 

Zu Absatz 2: In Übereinstimmung mit der Definition von Zertifikaten in § 2 Absatz 14 wird 
die Verpflichtungserklärung in Nummer 1 bezüglich der Anforderungen nach dieser Verord-
nung klarer gefasst. 

Die Anpassung in Nr. 1 ist erforderlich, um die Vorgaben in Artikel 11 Absatz 1 der Durch-
führungsverordnung (EU) 2022/996 umzusetzen. 

Die Änderungen in Absatz 2 Nummer 1, 3 und 4 dienen der Rechtsklarheit. Hinsichtlich der 
Zertifizierungssysteme erfolgen die Änderungen unter Berücksichtigung der Definition an-
erkannter Zertifizierungssysteme in § 2 Absatz 13.  

Zu Absatz 1 Nummer 2 b):  

Die bisherige Pflicht, Kopien aller Nachweise, die auf Grund dieser Verordnung ausgestellt 
wurden, der zuständigen Zertifizierungsstelle zu übermitteln, hat in der Praxis (bezogen auf 
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Nachhaltigkeitsnachweise für Biokraftstoffe) keinen erhöhten Nutzen gezeigt und wird da-
her im Sinne des Bürokratieabbaus gestrichen. 

Zu Nummer 5: 

Die Anpassung ist erforderlich, um die Vorgaben in Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungs-
verordnung (EU) 2022/996 in der Verordnung national umzusetzen und um Übereinstim-
mung mit europäischen Normen zur Konformitätsbewertung herzustellen. 

Absatz 3: 

Die Anpassung ist erforderlich, um die Vorgaben in Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungs-
verordnung (EU) 2022/996 umzusetzen und um die Übereinstimmung mit den europäi-
schen Normen zur Konformitätsbewertung herzustellen. 

Zu Absatz 4: 

Absatz 4 dient der Betrugsprävention. Damit die Kontrolle vor Zertifikatserteilung hinrei-
chend aussagekräftig für das auf dieser Grundlage erteilte Zertifikat ist, ist der Zeitraum, 
der zwischen Kontrolle und Laufzeitbeginn des Zertifikats liegen darf, zu beschränken. Ein 
maximaler Zeitraum von 42 Tage zwischen Abschluss der letzten Vor-Ort-Kontrolle und 
Zertifikatsbeginn berücksichtigt dabei einerseits die Belange der Betrugsprävention sowie 
andererseits die organisatorischen Aufwände bei der Zertifizierungsstelle in angemesse-
nem Verhältnis. 

Die Fristenreglung in Bezug auf die Erteilung eines Re-Zertifizierungszertifikats ist erforder-
lich, um die Aktualität der Verifikationsergebnisse und Manipulationen der laufenden Über-
wachungsintervalle der Zertifizierung zu verhindern. Wird der Zeitraum von drei Monaten 
überschritten ist eine vollständige Erstzertifizierung durchzuführen. Eine vollständige Erst-
zertifizierung beinhaltet u.a. eine verpflichtende Inspektion vor Ort nach Artikel 11 Absatz 1 
der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996. 

Zu Nummer 13 (§ 26) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe c (neue Nummer 7) 

Die Angabe der Marktstammdatenregisternummer vereinfacht den Austausch von Daten 
zwischen verschiedenen nationalen Datenbanken und dient damit dem effizienten Verwal-
tungshandeln. 

Zu Nummer 14 (§ 29) 

Wie in § 21 geregelt gelten Konformitätsbestätigungen (Zertifikate) von Zertifizierungsstel-
len mit Sitz in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder des EWR, die unter einer 
gültigen Akkreditierung zum technischen Umfang gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2022/996 erteilt worden sind, gemäß Art. 11 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) 765/2008 als gleichwertig zu dieser Verordnung. § 29 ist daher zu streichen. 
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Zu Nummer 15 (§ 30) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Streichung von § 36 
und § 43. 

Zu Nummer 16 (§ 31) 

Die Neufassung ist erforderlich aufgrund der Einführung der Akkreditierungspflicht nach Ar-
tikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) 765/2008 durch Artikel 11 Absatz 1 der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2022/996. Die Regelungen sind erforderlich, um die Zusammenar-
beit zwischen nationaler Akkreditierungsstelle und zuständiger Behörde zu regeln und ei-
nen effizienten Vollzug und eine angemessene Überwachung durch die zuständigen Be-
hörden zu gewährleisten. 

Natürliche Personen können aufgrund der Akkreditierungspflicht nicht mehr als akkredi-
tierte Zertifizierungsstelle tätig werden. Die Antragsmöglichkeit war entsprechend anzupas-
sen. Für die Akkreditierung und Anerkennung besteht das Sitzlandprinzip.  

Nummer 2 ist eine 1:1 Umsetzung der unionsrechtlichen Vorgaben an die Qualifikation von 
Zertifizierungsstellen gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 
2022/996 und deren erforderlichen Zulassung durch die von der EU-Kommission anerkann-
ten Zertifizierungssysteme. 

Nummer 3 beinhaltet den Kernbereich des Anerkennungsverfahrens und der Überwa-
chungspflichten der zuständigen Behörde. Mit der Einführung von Artikel 11 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 besteht eine Aufgabenteilung zwischen Akkredi-
tierungsstelle und zuständiger Behörde. Die Zuverlässigkeitsprüfung und Prüfung der vor-
handenen, u.a. zeitlichen und organisatorischen Ressourcen bildet den Schwerpunkt des 
Anerkennungsverfahrens, wohingegen die technische Kompetenz und Unabhängigkeit 
durch die nationale Akkreditierungsstelle festgestellt und überwacht wird. 

Absatz 2 enthält die Mindestangaben für einen Antrag auf Anerkennung. 

Zu Nummer 4: Andere Unternehmen können insbesondere Beratungsunternehmen oder 
IT-Dienstleister sein. 

Absatz 3 übernimmt Regelungsinhalte von Absatz 2 a.F. und ermöglicht es der zuständigen 
Behörde die notwendigen weiteren Auskünfte oder die Mitwirkung beim Antragsteller zu 
verlangen, um die Anerkennung zügig und fachlich fundiert durchführen zu können. 

Absatz 4 übernimmt Regelungsinhalte des Absatz 3 a.F. und stellt die gesetzliche Grund-
lage für Widerrufsvorbehalt, Auflagen und Befristung im Verwaltungsverfahren dar. Diese 
Ermächtigungen sind insbesondere erforderlich, um einen differenzierten Vollzug der Aner-
kennung bei Neugründungen und KMU und ein verhältnismäßiges Vorgehen bei Verstößen 
oder Qualitätsproblemen zu ermöglichen. 

Die Anerkennung als Zertifizierungsstelle kann insbesondere mit Auflagen erteilt oder nach-
träglich versehen werden in Bezug auf die Zertifizierung in Drittstaaten, u.a. zur Beherr-
schung der damit verbundenen Risiken. Außerdem ist jede erste Anerkennung einer Zerti-
fizierungsstelle auf ein Jahr zu befristen. Während dieses Zeitraums muss sich die Zertifi-
zierungsstelle bewähren, ob sie hinreichend Gewähr für eine ordnungsgemäße Durchfüh-
rung der Aufgaben nach dieser Verordnung bietet. Erst nach Ablauf dieses Jahres kann auf 
erneuten Antrag der Zertifizierungsstelle und Erfüllung aller in Absatz 1 aufgeführter Anfor-
derungen eine unbefristete Anerkennung durch die zuständige Behörde erteilt werden.  

Absatz 5 übernimmt die Inhalte des bisherigen Absatzes 4 unverändert. 
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Absatz 6 grenzt die Zuständigkeiten zwischen zuständiger Behörde und nationaler Akkre-
ditierungsstelle ab. 

Es wird die gesetzliche Grundlage für Widerrufsvorbehalt, Auflagen und Befristung im Ak-
kreditierungsverfahren geschaffen. Diese Ermächtigungen sind insbesondere erforderlich, 
um einen differenzierten Vollzug der Akkreditierung bei Neugründungen und KMU und ein 
verhältnismäßiges Vorgehen bei Verstößen oder Qualitätsproblemen zu ermöglichen. 

Absatz 7 ermöglicht den Informationsaustausch zwischen Akkreditierungsstelle und zustän-
diger Behörde, der für einen wirksamen Vollzug unabdingbar ist. 

Absatz 8 schafft die rechtliche Grundlage für die Anerkennung der Zertifizierungssysteme 
durch die nationale Akkreditierungsstelle zu Zwecken der Akkreditierung. Dieses Anerken-
nungsverfahren bei der nationalen Akkreditierungsstelle ist insbesondere erforderlich, um 
unnötige Doppelprüfungen und überflüssige Bürokratie zu vermeiden, denn das Zertifizie-
rungsprogramm des Zertifizierungssystems wird nur einmal von der Akkreditierungsstelle 
überprüft und vermeidet eine Doppelprüfung in den Akkreditierungsverfahren der Zertifizie-
rungsstellen. Da alle von der EU-Kommission anerkannten Zertifizierungssysteme mit meh-
reren Zertifizierungsstellen zusammenarbeiten, ist diesen Vorgehen auch erforderlich um 
eine pünktliche Umsetzung zu gewährleisten. 

Absätze 9 und 10 schaffen die erforderlichen gesetzlichen Grundlagen, um unangekündigte 
Kontrollen und Auskünfte für die Akkreditierungsbehörde zu ermöglichen und Anzeige-
pflichten gegenüber der zuständigen Behörde gesetzlich sicherzustellen, bei deren Verstoß 
eine Ordnungswidrigkeit erfüllt werden kann. Durch den Ausschluss der aufschiebenden 
Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen nach wird zudem si-
chergestellt, dass die zur Betrugsprävention unerlässlichen Maßnahmen, u.a. die Vor-Ort-
Kontrollen, durch Zertifizierungsstellen nicht zeitlich hinausgezögert werden können. Die 
Zertifizierungssysteme sind anfällig für Integritätsprobleme und aufgrund der Komplexität 
der Prozesse, Verfahren und der hohen Anzahl von Beteiligten in der integrierten Liefer-
kette, ist es unabdingbar, dass Hinweisen durch die Akkreditierungsstelle sehr schnell 
nachgegangen werden kann. Betrügerisches Handeln lässt sich nur durch die Befugnis zu 
unangekündigten Kontrollen oder sehr schnell durchsetzbare Vorlagepflichten erfolgreich 
begegnen.  

Zu Nummer 17 (§ 35) 

Die Ergänzungen in § 35 Satz 2 dienen der Rechtsklarheit. 

Zu Nummer 18 (neue § 35a) 

Der neue § 35a setzt die Vorgabe in Artikel 17 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) 
2022/996 um. Die Registrierung kommt für Zertifizierungsstellen zum Tragen, die bereits in 
dem EU-Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz haben, akkreditiert oder anerkannt sind und 
damit der dortigen, federführenden Überwachung unterliegen. In diesem Fall können sich 
Zertifizierungsstellen in einem anderen EU-Mitgliedstaat registrieren lassen, um in dessen 
Gebiet Kontrollen durchführen zu können. Damit soll vermieden werden, dass eine Zertifi-
zierungsstelle, die in mehreren Mitgliedsstaaten tätig ist, in jedem dieser Mitgliedsstaaten 
eine Anerkennung benötigt und damit auch ein Anerkennungsverfahren durchlaufen muss. 
Gleichzeitig ist dadurch sichergestellt, dass die registrierten Zertifizierungsstellen von den 
jeweils zuständigen Behörden in den EU- Mitgliedstaaten, in denen sie tätig sind, auch 
überwacht werden. Gleiches gilt für Zertifizierungsstellen mit Sitz in Drittstaaten. Damit wird 
auch ein Beitrag zur Betrugsprävention geleistet. Die Kontrolle durch die zuständige Be-
hörde erfolgt unter Berücksichtigung von Artikel 17 Absatz 2 bis 4 der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2022/996 in Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem jeweiligen Staat, der 
die Überwachung federführend ausführt, sowie mit ggf. weiteren Staaten, in denen die Zer-
tifizierungsstelle tätig ist und registriert ist. 
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Zu Nummer 19 (§ 36) 

Die Anerkennung von Zertifizierungsstellen in § 36 war zu streichen, weil diese gemäß Art. 
6 VO (EG) 765/2008 zwingend in ihrem Sitzland akkreditiert und ggf. anerkannt werden 
müssen. Aus Klarstellungsgründen wird in § 21 daher nun aufgenommen, dass insbeson-
dere Zertifikate anzuerkennende Nachweise darstellen 

Zu Nummer 20 (§ 38) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Änderung in § 39. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2) 

Die Änderungen im Absatz 2 dienen der genaueren Ausdifferenzierung, welche Elemente 
Teil einer Kontrolle sind.  

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

In Absatz 3 wird die Rolle der Schnittstellen und Lieferanten bei Kontrollen um die Mitwir-
kung ergänzt und geregelt, dass die zuständige Behörde befugt ist, Kontrollen der Zertifi-
zierungsstelle zu begleiten, was insbesondere der Rechtsklarheit dient. 

Zu Nummer 21 (§ 39) 

Die Anpassung des Wortlauts in Satz 1 dient der Klarstellung, dass der zuständigen Be-
hörde alle Kontrollen gemeldet werden müssen, auch jene, die als Remote- oder Desk-
Audits durchgeführt werden. 

Durch die Konkretisierung, wann die Ankündigung einer Vor-Ort-Kontrolle rechtzeitig er-
folgt, wird Rechtsklarheit geschaffen und zugleich sichergestellt, dass die zuständige Be-
hörde die Vor-Ort-Kontrolle tatsächlich unter Berücksichtigung der erforderlichen organisa-
torischen Vorbereitungen begleiten kann. 

Zu Nummer 22 (§ 40) 

Die Einführung des Absatz 1a fördert eine bessere Überwachungs- und Kontrollmöglichkeit 
der zuständigen Behörde durch die gesetzliche Verpflichtung zur Mitteilung des Entzugs 
und der Aussetzung von Zertifikaten, siehe Artikel 10 der Durchführungsverordnung (EU) 
2022/996. Die Mitteilung soll elektronisch erfolgen. 

Zu Nummer 23 (§ 42) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz1) 

Die Anpassung in Absatz 2 dient analog der Konkretisierung in § 38 Absatz 2 der genaueren 
Ausdifferenzierung der Befugnisse der Beschäftigten sowie der Beauftragten der zuständi-
gen Behörde im Rahmen ihrer Überwachungstätigkeiten. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2) 

Redaktionelle Folgeanpassung aufgrund der Änderung des § 31. 
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Zu Buchstabe b (neue Absätze 3a und 3b) 

Durch Absatz 3a neu wird geregelt, dass die zuständige Behörde gegenüber Zertifizie-
rungsstellen anordnen kann, dass Zertifikate ausgesetzt oder entzogen werden. Dadurch 
wird sichergestellt, dass Zertifikate möglichst schnell entzogen werden, sollten der zustän-
digen Behörde Beweise für fehlende Voraussetzungen für die Ausstellung eines Zertifikats 
vorliegen. 

Absatz 3b überträgt die Regelung in § 4 Absatz 2 des Akkreditierungsstellengesetzes in die 
Verordnung mit dem Zusatz, dass die zuständige Behörde auch ohne konkreten Anlass im 
Rahmen stichprobenartiger Marktüberwachungsmaßnahmen verlangen kann. Dies zielt auf 
die Sicherstellung der Integrität und Leistungsfähigkeit der Zertifizierungsstellen und der 
anerkannten Zertifizierungssysteme ab. 

Zu Nummer 24 (§ 43) 

Aufgrund der nun grundsätzlich für eine Anerkennung von Zertifizierungsstellen vorausge-
setzte Akkreditierung gemäß den Vorgaben in Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2022/996 wird auf die Möglichkeit der Erteilung einer vorläufigen Anerken-
nung von Zertifizierungsstellen durch die zuständige Behörde verzichtet. Stattdessen wird 
in § 31 Absatz 4 die erste Anerkennung einer Zertifizierungsstelle nach § 31 Absatz 1 grund-
sätzlich auf ein Jahr befristet. Während dieses Zeitraums muss sich die Zertifizierungsstelle 
bewähren, ob sie hinreichend Gewähr für eine ordnungsgemäße Durchführung der Aufga-
ben nach dieser Verordnung bietet. Erst nach Ablauf dieses Jahres kann auf erneuten An-
trag der Zertifizierungsstelle und Erfüllung aller in Absatz 1 aufgeführter Anforderungen eine 
unbefristete Anerkennung erteilt werden. 

Zu Nummer 25 (§ 44) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 2) 

Bei Anpassung in Absatz 2 Nummer 2 handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
aufgrund der Verschiebung des § 43 a.F. in § 35a neu.  

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2a) 

Absatz 2a wird neu eingefügt. Dies ist erforderlich, um eine Rechtsgrundlage für einen et-
waigen automatisierten Datenaustausch (Import wie Export von Daten) mit der Unionsda-
tenbank zu gewährleisten.  

Zu Buchstabe c 

Folgeänderung aufgrund der Änderung in Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a (§ 37a Absatz 
1 bis 4 BImSchG), mit der die Streichung der gesonderten Verpflichtung im Luftverkehr und 
Einführung der Verpflichtung für Kraftstoffanbieter im Schiffsverkehr erfolgt. 

Zu Nummer 26 (§ 45) 

Die Ergänzung soll in Ergänzung zur Regelung in § 48 die Grundlage für einen Datenaus-
tausch mit der von der EU Kommission betriebenen Unionsdatenbank schaffen. 
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Zu Nummer 27 (§ 46) 

Zu Buchstabe a 

Die Ergänzung präzisiert, welche Informationen insbesondere auf Verlangen der zuständi-
gen Behörde durch Anlagenbetreiber, Zertifizierungsstellen, Schnittstellen, Lieferanten und 
von Zertifizierungssystemen vorzulegen sind. Dies dient der Klarstellung ohne Änderung 
der geltenden Rechtslage. 

Zu Buchstabe b 

Durch den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung von Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen Maßnahmen nach wird sichergestellt, dass die zur Betrugsprävention uner-
lässlichen Maßnahmen, u.a. die Vor-Ort-Kontrollen, durch Zertifizierungsstellen nicht zeit-
lich hinausgezögert werden können. 

Zu Nummer 28 (§ 48) 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung soll der zuständigen Behörde insbesondere den Empfang von Prüfberichten 
und weiteren Informationen von der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE), 
die für die Anerkennung von Zertifizierungsstellen für die Zertifizierung von Biokraftstoffen 
nach § 26 Absatz 1 der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung zuständig ist, ermöglichen. 
Dadurch soll der bürokratische Mehraufwand für Zertifizierungsstellen, die von der BLE be-
reits für die Zertifizierung im Bereich der Biokraftstoffe anerkannt worden sind und nun eine 
Anerkennung als Zertifizierungsstelle für die Zertifizierung im Bereich der erneuerbaren 
Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs anstreben, möglichst minimiert werden. 

Zu Buchstabe b 

Sprachliche Korrektur. 

Zu Buchstabe c (Buchstabe f) 

In Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f wird die Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena) als Stelle 
aufgenommen, mit der die zuständige Behörde Informationen austauschen darf. Dies 
könnte in Zukunft aufgrund des durch die dena geführten „Biogasregister Deutschland“ von 
Relevanz sein. 

Zu Nummer 29 (§ 52a) 

§ 52 Ordnungswidrigkeiten wird aufgrund der Erfahrungen in der Vollzugspraxis eingeführt. 
Diese hat gezeigt, dass Durchsetzung mit Mitteln des Verwaltungsrechts allein nicht aus-
reichen, um rechtssicher erheblichen Schaden für die Allgemeinheit abzuwenden. Die Ein-
führung von Ordnungswidrigkeitstatbeständen dient einer effektiveren Überwachung durch 
die zuständige Behörde und die nationale Akkreditierungsstelle und der Möglichkeit einer 
Sanktionierung bei Verstößen von Zertifizierungssystemen, -stellen und Wirtschaftsteilneh-
mern. Um Verstöße gegen Vorgaben der Verordnung zu sanktionieren bzw. zu verhindern 
wurden an Kernpflichten, denen die Zertifizierungssysteme, -stellen und Wirtschaftsteilneh-
mer im Rahmen dieser Verordnung unterliegen, konkrete Sanktionen in Form von Ord-
nungswidrigkeiten geknüpft. 

Zu Nummern 1 und 2: Die Massenbilanzsysteme sind elementar für einen lückenlosen 
Nachweis der Herkunft der erneuerbaren Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs. Massenbi-
lanzsysteme sind das Kerninstrument um die Nachhaltigkeitsnachweise zu plausibilisieren. 



 - 57 - Bearbeitungsstand: 19.06.2025  17:20 

 

Verstöße gegen die Grundsätze der Massenbilanzierung erschweren den Nachweis und 
sind in vorsätzlichen Fällen dazu geeignet, Betrug zu verschleiern.  

Zu Nummer 3: es handelt gemäß Nummer 3 derjenige ordnungswidrig, der vorsätzlich oder 
fahrlässig einen unwirksamen Nachweis ausstellt, obwohl dieser nach von § 23 unwirksam 
ist. Damit wird der Markt vor unwirksamen Nachweisen geschützt und die ungerechtfertigte 
Ausstellung der selbigen sanktioniert. 

Zu Nummer 4 und 5: Es handelt sich um eine wesentliche Pflicht der Zertifizierungsstelle, 
Zertifikate nur bei eigener Berechtigung und bei Vorliegen aller Voraussetzungen auszu-
stellen.  

Zu Nummer 6: Durch diese Regelung wird sichergestellt, dass die zuständige Behörde bei 
unzureichenden Auskünften und Mitwirkung von der Zertifizierungsstelle im Rahmen des 
Anerkennungsverfahrens die Zertifizierungsstelle sanktionieren darf. 

Zu Nummer 7: Durch diese Regelung wird sichergestellt, dass die nationale Akkreditie-
rungsstelle bei unzureichenden Auskünften und Mitwirkung von der Zertifizierungsstelle im 
Rahmen des Akkreditierungsverfahrens die Zertifizierungsstelle sanktionieren darf. 

Zu Nummer 8: Für die zuständige Behörde ist es von elementarer Bedeutung, dass die 
Zertifizierungsstelle ihr aktuelle Informationen über das Personal der Zertifizierungsstelle 
vorlegt, die relevant für den Anerkennungsstatus sind.  

Zu Nummer 9: Ausländische Zertifizierungsstellen, die Zertifizierungen und Kontrollen im 
Geltungsbereich dieser Verordnung vornehmen, müssen registriert sein, um deren Kon-
trolle durch die zuständige Behörde zu gewährleisten.  

Zu Nummer 10: Die Kontrollen stellen das wesentliche Element der Überwachung dar. 
Ohne die ordnungsgemäße Durchführung der Kontrollen können etwaige Mängel nicht fest-
gestellt werden. Daher ist es elementar, dass diese vollständig und rechtzeitig durchgeführt 
werden und entsprechende Zuwiderhandlungen sanktionsbewehrt werden. 

Zu Nummer 11: Die Zertifikate sind neben den Nachhaltigkeitsnachweisen das wesentliche 
Nachweiselement im Governancesystem der Verordnung. Die Überwachungsbehörde 
muss über entzogene und suspendierte Zertifikate informiert werden, um ihrer Überwa-
chungstätigkeit nachgehen zu können. Entsprechend ist ein Verstoß gegen die Mitteilungs-
pflicht sanktionswürdig. 

Zu Nummer 12: Notwendige Regelung für die Betrugsprävention, Nichtdurchführbarkeit ei-
ner Kontrolle muss unmittelbar sanktioniert werden. Spätere Durchführung der Kontrolle 
oder andere Maßnahmen, wie z.B. Zertifikatsentzug kommen zu spät, da dadurch das Ri-
siko der Verschleierung besteht. 

Zu Nummer 13: Die Anzeigepflicht in § 40 Absatz 1a fördert eine bessere Überwachungs- 
und Kontrollmöglichkeit der zuständigen Behörde durch die gesetzliche Verpflichtung zur 
Mitteilung des Entzugs und der Aussetzung von Zertifikaten. 

Zu Nummer 14: Die Einführung einer Sanktionsmöglichkeit bei Nichtbefolgung einer Anord-
nung nach § 42 Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 3a erhöht die Wirksamkeit dieser als Überwa-
chungs- und Kontrollregelung 

Zu Nummer 30 (§ 53) 

Absatz 1 entspricht der bestehenden Fassung. 



 - 58 - Bearbeitungsstand: 19.06.2025  17:20 

 

Durch Absatz 2 wird sichergestellt, dass Zertifizierungsstellen, die nach Vorgaben der Ver-
ordnung in der bisher geltenden Fassung vorläufig anerkannt sind, bzw. einen vollständigen 
Antrag auf vorläufige Anerkennung gestellt haben, nicht unverschuldet ihre Anerkennung 
verlieren. Bis zum Greifen der EU-Vorgabe zur Akkreditierungspflicht für Zertifizierungsstel-
len ab 1. Januar 2027, sollen diese Zertifizierungsstellen ihre Anerkennung bis zu ihrer Ak-
kreditierung durch die Deutsche Akkreditierungsstelle behalten, solange sie rechtzeitig – 
bis zum 1. Januar 2026 – einen Antrag auf Akkreditierung gestellt haben. 

Aufgrund der sich ändernden EU-Vorgaben wird die zuständige Behörde bis zum Inkraft-
treten der Verordnung in ihrer neuen Fassung keinen Antrag auf Anerkennung nach § 31 
der Verordnung in der bisher geltenden Fassung mehr bewilligen. Eine Anerkennung kann 
nur gemäß § 43 der Verordnung in der bisher geltenden Fassung erteilt werden. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Verordnung zur Festlegung weiterer Bestimmungen zur 
Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 2 (§ 3) 

Der bisherige Basiswert und die Emissionen fossiler Kraftstoffe basierten aus dem Vorga-
ben der Richtlinie (EU) 2015/652 zur Festlegung von Berechnungsverfahren gemäß Artikel 
7a der Kraftstoffqualitätsrichtlinie 98/70/EG zur Treibhausgasminderungen bei Kraftstoffen. 
Mit der Richtlinie (EU) 2023/2413 wurde der Artikel 7a der Kraftstoffqualitätsrichtlinie auf-
gehoben und die Vorgaben zur Treibhausgasminderungen bei Kraftstoffen werden nun-
mehr einzig durch die Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 festgelegt. Zur Um-
setzung der Artikel 27 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b wird der Basiswert und der 
Emissionsfaktor von fossilen Kraftstoffen auf 94 g CO2 pro Megajoule festgelegt.  

Zu Nummer 3 (§ 4b) 

Es werden weitergehende Bestimmungen zum Ausschluss von erneuerbaren Kraftstoffen 
nach dem neuen § 37b Absatz 8 Nummer 5 des BImSchG festgelegt (siehe Artikel 1 Num-
mer 3 Buchstabe c) für den Fall, dass die zuständigen Kontrollbehörden keine Vor-Ort-
Überprüfungen vornehmen dürfen. Dies gilt sowohl für die THG-Quote, also auch für die 
Quote für erneuerbare Kraftstoffe ab dem Jahr 2026, der Quote für erneuerbare Kraftstoffe 
nicht biogenen Ursprungs der 37. BImSchV sowie die Quote für fortschrittliche Biokraft-
stoffe. 

Diese Vor-Ort-Kontrollen erfolgen in der Regel durch sogenannte Witness-Audits, d.h. die 
zuständigen Behörden begleiten die Auditoren der Zertifizierungsstelle in die jeweiligen 
Schnittstellen/ Produktionsanlagen. Die Anrechnung auf die genannten Verpflichtungen 
setzt voraus, dass die Zertifizierungsstellen sichergestellt haben, dass eine Vor-Ort-Kon-
trolle durch die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten möglich ist.  
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Zu Nummer 4 (§ 5) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Hiermit wird klargestellt, dass bei der Bestimmung einer Person als Dritter damit auch alle 
vom allgemeinen Verwaltungsrecht vorgesehen Pflichten übergehen, insbesondere die der 
sorgfältigen Prüfung der von originären Ladepunktbetreiber erhaltenen Daten und ihrer 
Übermittlung an das Umweltbundesamt. Dies dient auch der Betrugsprävention. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Mehrfachanrechnungen bei der Erfüllung der THG-Quote sind ein wichtiges Instrument, um 
die Wirtschaftlichkeit für den Betrieb von Ladepunkten für Elektrofahrzeuge zu verbessern. 
Damit soll auch der für die Erreichung der Klimaschutzziele notwendige Hochlauf der Elekt-
romobilität unterstützt werden. Aufgrund der EU-Flottenzielwerte für Pkw, leichte und 
schwere Nutzfahrzeuge und mit steigender Anzahl an Elektrofahrzeugen, nimmt die Not-
wendigkeit dieser Mehrfachanrechnung stetig ab. Daher wird ab dem Jahr 2030 der Faktor 
schrittweise abgesenkt und erreicht im Jahr 2035 eins, wenn ab dem Jahr 2035 grundsätz-
lich nur noch emissionsfreie Pkw- und leichte Nutzfahrzeuge neu zugelassen werden dür-
fen. 

Zu Buchstabe c (Absatz 5) 

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1) 

Hiermit wird ermöglicht, dass erneuerbarer Strom, der aus einer mit dem Ladepunkt ver-
bunden Erzeugungsanlage stammt, ebenfalls angerechnet werden kann, wenn dieser lokal 
in einem Batteriespeicher zwischengespeichert wird. 

Zu Doppelbuchstabe bb (Neuer Satz 2) 

Hiermit wird klargestellt, dass eine weitergehende Abgrenzungsmessung im Falle mehrerer 
Ladepunkte nicht erforderlich ist, wenn sich die Ladepunkte hinter der selben Messstelle 
befinden, mit Strom gleicher Qualität beliefert werden. 

Zu Doppelbuchstabe cc (Neuer letzter Satz) 

Zur weiteren Absicherung der Richtigkeit der übermittelten Messwerte hat der Antragsteller 
die Richtigkeit der mitgeteilten Werte ausdrücklich zu bestätigen („Eigenerklärung“). Damit 
ist eine strafrechtliche Verfolgung bei einer vorsätzlichen Falschangabe grundsätzlich mög-
lich (z.B. Betrug, § 263 StGB). 

Zu Nummer 5 (§ 6) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Mit dem Hochlauf der Elektromobilität und der steigenden Zahl an Ladepunkten sind zu-
sätzliche Informationen erforderlich, um die Eindeutigkeit des Ladepunktes zu identifizieren. 
Neben der bestehenden Vorgabe eines Eintrags im Ladesäulenregister der BNetzA werden 
weitere Punkte ergänzt.  

Gemäß Artikel 20 Absatz 1 der AFIR vergibt eine vom MS benannte ID-Registrierungs-
Organisation (IDRO) einen individuellen Identifizierungscode für die Ladepunkte. In 
Deutschland fungiert die Energie Codes und Services GmbH als Tochterunternehmen des 
BDEW als IDRO und vergibt als Code die Electric vehicle supply equipment ID (EVSE-ID), 
die ein sachgerechtes, eindeutiges Identifizierungsmerkmal darstellt. 
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Als weitere Merkmale könnten die Seriennummer, die Stromzählernummer sowie der Public 
Key des Ladepunktes dienen und können hiermit nachträglich als weitere Merkmale be-
nannt werden, sofern sich dies im Vollzug des Umweltbundesamtes als sinnvoll erweist. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Die Anrechnungsvoraussetzungen werden entsprechend der neuen Anforderungen in Ab-
satz 1 angepasst. 

Zu Nummer 6 (§ 8) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Bisher war die unterjährige Meldung von Teilmengen des Stroms, der bis zu diesem Zeit-
punkt am Ladepunkt bereitgestellt wurde, möglich, was aufgrund der Anzahl an Anträgen 
für diese Teilmengen zu unverhältnismäßig hohem Verwaltungsaufwand führte. Die Ein-
schränkung nur noch einmal jährlich die Strommengen (z.B. nach Ablauf des Jahres) zu 
melden, verringert die Gesamtzahl an Anträgen und Beschleunigt insgesamt die Ausstel-
lung von Nachweisen durch das Umweltbundesamt. 

Zu Buchstabe b (neuer Absatz 5) 

Unvollständige Anträge haben in der Praxis des Umweltbundesamtes durch Nachforderun-
gen der notwendigen Unterlagen zu einem unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand 
geführt. Durch die sofortige Ablehnung unvollständiger Anträge sind Antragssteller auch 
angehalten, alle notwendigen Nachweise sofort vorzulegen. 

Zu Nummer 7 (§ 13) 

Aufgrund umweltschädlicher Effekte (z.B. Entwaldung und Trockenlegung von Mooren 
durch indirekte Landnutzungsänderung) und hoher Flächeninanspruchnahme für den An-
bau von Nahrungs- und Futtermittelfpflanzen zur energetischen Nutzung im Verkehr wird 
die Anrechnung auf die THG-Quote schrittweise abgesenkt. Auf diese Weise wird auch der 
Anreiz zur Nutzung nachhaltigerer Erfüllungsoptionen wie grünem Wasserstoff, Strom für 
Elektrofahrzeuge sowie fortschrittlichen Biokraftstoffen erhöht. 

Da Aufgrund der Änderung des § 37a Absatz 1 bis 4 BImSchG (Artikel 1 Nummer 2 Buch-
stabe a) die Verpflichtung zur Treibhausgasminderungen bei Kraftstoffen nunmehr auf wei-
tere Bereiche ausgeweitet wird, steigt die entsprechende Referenzmenge. Um bei gleicher 
prozentualer Obergrenze die absolute Menge an Biokraftstoffen aus Nahrungs- und Futter-
mitteln nicht zu steigern, gilt diese weiterhin für die bisherige Referenz, der Menge an Otto- 
und Dieselkraftstoffen. 

Zu Nummer 8 (§ 13a) 

Die Menge an Rohstoffen des Anhangs IX Teil B der Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Produk-
tion abfallbasierter Biokraftstoffe ist naturgemäß begrenzt. Um jedoch mit sinkendem Ener-
giebedarf im Verkehr die absolute Menge beizubehalten, wird die Obergrenze schrittweise 
angehoben.  
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Zu Nummer 9 (§ 14) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Gemäß Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2018/2001 sind 
Mitgliedstaaten verpflichtet sicherzustellen, dass im Jahr 2030 ein Mindestanteil an fort-
schrittlichen Biokraftstoffen erreicht wird. Die bestehende Unterquote für fortschrittliche Bi-
okraftstoffe wird daher zur Erreichung der EU-Ziele im Jahr 2030 fortgeschrieben. 

Die Sätze 1 bis 3 entsprechen der bisher geltenden Rechtslage. Der neue Satz 4 definiert 
nunmehr für fortschrittliche Biokraftstoffe, die nicht der Energiesteuer unterliegen (maßgeb-
lich biogenen Wasserstoff), den Betreiber der Tankstelle als Inverkehrbringer. Der Betreiber 
der Tankstelle wird im neuen Satz 5 als diejenige Person definiert, die die ausschlagge-
bende wirtschaftliche Verfügungsmacht über den technischen Betrieb der Tankstelle be-
sitzt. Dadurch wird ausgeschlossen, dass Tankkartenunternehmen als Dritte THG-Quote 
generieren können und sichergestellt, dass auch Betriebe, die auf ihrem Betriebshof eine 
nicht öffentliche Wasserstofftankstelle betreiben, THG-Quote generieren können. Damit er-
folgt eine Angleichung an die Regelungen der 37. BImSchV für Wasserstoff nicht biogenen 
Ursprungs. 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 2) 

Folgeänderung aufgrund der Streichung des Absatzes 5 (siehe Buchstabe c). 

Zu Buchstabe c (Absatz 4) 

Die Doppelanrechnung fortschrittlicher Biokraftstoffe wird beendet. Diese Kraftstoffe wur-
den in den vergangenen Jahren in hohem Maße eingesetzt, wodurch auf eine entspre-
chende Marktverfügbarkeit geschlossen werden kann. Ein zusätzlicher Anreiz zum Einsatz 
über die verpflichtende Unterquote nach Absatz 1 hinaus ist daher nicht mehr erforderlich. 
Die restlichen Regelungen entsprechen der bisher geltenden Rechtslage. 

Zu Buchstabe d (Absatz 5) 

Aufgrund des Wegfalls der Doppelanrechnung für fortschrittliche Biokraftstoffe sind die Re-
gelungen des Absatzes 5 nicht mehr erforderlich. 

Zu Nummer 10 (Anlage 1) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung dient der Umsetzung der delegierten Richtlinie (EU) 2024/1405, mit der wei-
tere Rohstoffe in den Anhang IX Teil A der Richtlinie (EU) 2018/2001 aufgenommen wer-
den.  

Zu Nummer 11 (Anlage 4) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung 
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Zu Buchstabe b 

Die Änderung dient der Umsetzung der delegierten Richtlinie (EU) 2024/1405, mit der wei-
tere Rohstoffe in den Anhang IX Teil B der Richtlinie (EU) 2018/2001 aufgenommen wer-
den. 

Zu Artikel 4 (Änderung der Verordnung zur Durchführung der Regelungen der 
Biokraftstoffquote) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 2 (§ 9) 

Folgeänderung aufgrund der Änderung von § 37b Absatz 8 BImSchG (Artikel 1 Nummer 3 
Buchstabe b). 

Zu Nummer 3 (§ 11) 

Aufgrund des § 37h a.F. BImSchG wurde die THG-Quote durch Änderung der 36. BImSchV 
angehoben. Zur Verbesserung des Verständnisses der Regelungen zur THG-Quote wird 
die Anhebung an dieser Stelle wieder gestrichen und die Prozentsätze in § 37a Absatz 4 
BImSchG mit Artikel 1 Nummer 2 entsprechend angepasst. 

Zu Artikel 5 (Änderung der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung) 

Zu Nummer 1 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 2 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 3 (Nummer 12) 

Aufgrund des neuen § 37b Absatz 8 Nummer 5 BImSchG werden erneuerbare Kraftstoffe von 
der Anrechnung auf die THG-Quote ausgeschlossen, wenn die zuständigen Kontrollbehörden 
keine Vor-Ort-Überprüfungen vornehmen dürfen. Auf den Nachweisen ist daher anzugeben, ob 
eine Vor-Ort-Kontrolle möglich ist. Wird die Vor-Ort-Kontrolle dennoch untersagt oder ist aus 
anderen Gründen nicht möglich, ist der Nachweis aufgrund falscher Angaben unwirksam. 

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

Um Verwerfungen im laufenden Verpflichtungsjahr zu vermeiden, gelten die Änderungen 
an den Regelungen zur THG-Quote mit Beginn des neuen Verpflichtungsjahres. 
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	Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs-Quote )
	Artikel 1
	Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetztes
	Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes zur Verbesserung des Klimaschutzes beim Immissionsschutz, zur Beschleunigung immissionsschutzrechtlicher G...
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 37a wird wie folgt geändert:
	(1) „ Wer gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen
	(2) Wer gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen nach § 27 Absatz 1 des Energiesteuergesetzes steuerbefreiten oder nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 oder Nummer 6 des Energiesteuergesetzes zu versteuernden Kraftstoff zur Verwendung in Wass...
	(3) Verpflichteter nach Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 ist der jeweilige Steuerschuldner im Sinne des Energiesteuergesetzes. Abweichend von Satz 1 ist in den Fällen des § 7 Absatz 4 Satz 1 des Energiesteuergesetzes der Dritte (Einlagerer) Verpflic...
	(4) Verpflichtete nach Absatz 1 und Verpflichtete nach Absatz 2 haben sicherzustellen, dass die Treibhausgasemissionen der von ihnen in Verkehr gebrachten fossilen Kraftstoffe zuzüglich der Treibhausgasemissionen der von ihnen eingesetzten Erfüllungso...
	(8) „ Treibhausgasminderungsmengen, die den nach Absatz 4 vorgeschriebenen Prozentsatz für ein bestimmtes Verpflichtungsjahr übersteigen, werden auf Antrag des Verpflichteten auf den Prozentsatz des folgenden Kalenderjahres angerechnet.“

	3. § 37b wird wie folgt geändert:
	(8) „ Nicht auf die Erfüllung von Verpflichtungen nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4 angerechnet werden können

	4. § 37c wird wie folgt geändert:
	(2) „ Soweit Verpflichtete einer Verpflichtung nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4 nicht nachkommen, setzt die zuständige Stelle eine Abgabe fest für die Fehlmenge der zu mindernden Treibhausgasemissionen ode...

	5. § 37d wird wie folgt geändert:
	6. In § 37g Satz 2 wird die Angabe „31. März 2024 und dann alle zwei Jahre“ durch die Angabe „1. Dezember 2028 und dann alle zwei Jahre “ ersetzt.
	7. § 37h wird durch folgenden § 37h ersetzt:
	„§ 37h
	Mechanismus zur Anpassung der Treibhausgasminderungs-Quote; Verordnungsermächtigung
	(1) Die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle veröffentlicht auf Grundlage der Mitteilungen nach § 37c Absatz 1 Satz 1 die Summe der Treibhausgasminderungsmengen aller Verpflichteten, die den nach § 37a Absatz 4 vorgeschriebenen Prozentsatz in ...
	(2) Übersteigt das Verhältnis aus der Übererfüllung und der Summe der Referenzwerte aller Verpflichteten in einem Verpflichtungsjahr die Differenz aus dem Prozentsatz des folgenden und des übernächsten Verpflichtungsjahres, erhöht die Bundesregierung ...
	(3) Die Erhöhung durch eine Rechtsverordnung hat der halben bis eineinhalbfachen Übersteigung nach Absatz 2 zu entsprechen und erfolgt für das übernächste Verpflichtungsjahr. Bei der Ermittlung der Übersteigung in den Folgejahren ist eine bestehende E...


	8. Folgender § 37i wird eingefügt:
	„§ 37i
	Unionsdatenbank
	(1) Verpflichtete nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 haben bis zum 1. Juni des darauffolgenden Verpflichtungsjahres die nach § 37c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 an die zuständige Stelle mitgeteilten Mengen und Treibhausgasemissionen in die...
	(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Eintragung der Daten durch ein Datensystem einer vom Verpflichteten beauftragen Person erfolgen. Die Europäische Kommission und die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle sind hierüber zu informieren. Der Ver...
	(3) Die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle überprüft die Eingaben nach Absatz 1 und 2.“


	9. Folgender § 37j wird eingefügt:
	„§ 37j
	Verpflichtung von Flugkraftstoffanbietern
	(1) Flugkraftstoffanbieter im Sinne des Artikel 3 Nummer 19 der Verordnung (EU) 2023/2405 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen für einen nachhaltigen Luftverkehr (ABl. L 2405...
	(2) Die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständige Stelle überprüft die vom Flugkraftstoffanbieter gemachten Angaben in der Unionsdatenbank nach Artikel 10 der Verordnung (EU) 2023/2405 hinsichtlich der nach Absatz 1 in Verkehr gebrachten Kraftstoffe.
	(3) Soweit ein Flugkraftstoffanbieter seiner Verpflichtung nach Artikel 4 in Verbindung mit Anhang I der Verordnung (EU) 2023/2405 hinsichtlich des Anteils an erneuerbaren Flugkraftstoffen nicht nachkommt, setzt die nach § 37d Absatz 1 Satz 1 zuständi...
	(4) Die Abgabenschuld des Flugkraftstoffanbieters nach Absatz 3 entsteht mit Ablauf des 14. Februars des auf das Verpflichtungsjahr folgenden Jahres.
	(5) Das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr von Absatz 3 abweichende Abgaben festlegen und gibt diese bis zum 30. Juni im Bundesanzeiger bekannt. Die...




	Artikel 2
	Änderung der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote
	Die Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote vom 17. April 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 131) wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 2 wird wie folgt geändert:
	(13) „ Anerkannte Zertifizierungssysteme im Sinne dieser Verordnung sind private Anbieter, die verantwortlich sind für Zertifizierungssysteme, die
	(19) „ Lieferanten im Sinne dieser Verordnung sind Betriebe, die Eigentümer der Ware sind und mit dem Transport und Vertrieb (Lieferung) von erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs befasst sind, ohne selbst Schnittstelle zu sein. Lieferante...

	3. § 3 wird wie folgt geändert:
	(5) „ Zur Berechnung des Referenzwertes nach § 37a Absatz 4 Satz 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wird die energetische Menge des jeweiligen erneuerbaren Kraftstoffs nicht biogenen Ursprungs nach Absatz 1

	4. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:
	„§ 3a
	Mindestanteil an erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs
	(1) Der Verpflichtete nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 bis 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes hat jährlich einen Mindestanteil an erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs in Verkehr zu bringe...
	(2) Der Mindestanteil bezieht sich auf die energetische Menge der bei der Berechnung des Referenzwertes nach § 37a Absatz 4 Satz 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu berücksichtigenden Kraftstoffe zuzüglich der energetischen Menge der eingesetzten...
	(3) Für den Mindestanteil gelten § 37a Absatz 4 Satz 7 bis 10, Absatz 6 und 7 und § 37b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsprechend. Soweit Verpflichtete der Verpflichtung nach Absatz 1 nicht nachkommen, setzt die zuständige Stelle für die nach d...
	(4) Übersteigen in einem Verpflichtungsjahr Mengen an erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs den Mindestanteil nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2, kann der Verpflichtete beantragen, dass ihre energetische Menge auf den Mindestanteil ...


	5. In § 11 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „zum Einsatz als Erfüllungsoption nach § 37a Absatz 5 Satz 1 Nummer 8 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die in einem raffinerietechnischen Verfahren gemeinsam mit mineralölstämmigen Ölen verarbeitet werden...
	6. § 16 wird wie folgt geändert:
	(3) „ Die Richtigkeit der Angaben nach Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b, c, d, Nummer 3 bis 7 wird mittels repräsentativer Stichproben von den anerkannten Zertifizierungsstellen kontrolliert und gegenüber der zuständigen Behörde und der nationalen Akkred...

	7. § 17 Absatz 1 wie folgt geändert:
	8. § 19 wird wie folgt geändert:
	(5) „ Die den letzten Schnittstellen vorgelagerten Schnittstellen und Lieferanten entlang der gesamten Herstellungs- und Lieferkette der erneuerbaren Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs sind verpflichtet, in der gemäß Artikel 31a der Richtlinie (EU) ...
	(6) Die Richtigkeit der Angaben nach Absatz 5 wird von den anerkannten Zertifizierungsstellen kontrolliert.
	(7) Die Dokumentationspflicht nach Absatz 5 besteht ab dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Unionsdatenbank für den Bereich der erneuerbaren Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs. Dieser Zeitpunkt wird durch die zuständige Behörde bekannt gegeben.
	(8) Die zuständige Behörde kann weitergehende Anforderungen an die Dokumentationspflicht nach Absatz 5 im Bundesanzeiger bekannt machen.“

	9. § 21 wird durch folgenden § 31 ersetzt:
	§ 21 „
	Weitere anerkannte Nachweise
	(1) Nachweise eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die im Einklang mit den Vorgaben eines anerkannten Zertifizierungssystems eingeholt wurden, sind...
	(2) Die §§ 20 und 23 Absatz 1 Nummer 3 und 4 sind entsprechend anzuwenden.“


	10. § 23 wird durch folgenden § 23 ersetzt:
	§ 23 „
	Unwirksamkeit von Nachweisen
	Nachweise sind unwirksam, wenn


	11. In § 24 Nummer 2 wird die Angabe „§ 29“ durch die Angabe „§ 21 Absatz 1 Satz 2“ ersetzt.
	12. § 25 wird durch folgenden § 25 ersetzt:
	§ 25 „
	Ausstellung von Zertifikaten
	(1) Zur Ausstellung von Zertifikaten sind nur anerkannte Zertifizierungsstellen nach § 30 berechtigt. Die Zertifikate müssen in dem Zertifizierungssystem nach Absatz 2 Nummer 1 ausgestellt werden.
	(2) Schnittstellen und Lieferanten kann auf Antrag durch eine anerkannte Zertifizierungsstelle nach Absatz 1 ein Zertifikat ausgestellt werden, wenn
	(3) Nach Ablauf der Gültigkeit eines Zertifikates kann Schnittstellen und Lieferanten auf Antrag ein neues Zertifikat im Ergebnis eines Re-Zertifizierungsverfahrens und bei Erfüllung der Anforderungen gemäß Absatz 2 ausgestellt werden.
	(4) Zwischen Abschluss der letzten Tätigkeiten Vor-Ort im Rahmen der Evaluierung gemäß Kapitel 7.4 DIN EN ISO/IEC 17065, Ausgabe Januar 2013, und Ausstellung eines Zertifikates darf ein Zeitraum von höchstens 42 Tagen liegen. Wenn die Re-Zertifizierun...


	13. § 26 wird wie folgt geändert:
	14. § 29 wird gestrichen.
	15. § 30 wird durch folgenden § 30 ersetzt:
	§ 30 „
	Anerkannte Zertifizierungsstellen
	Anerkannte Zertifizierungsstellen sind Zertifizierungsstellen, die nach § 31 Absatz 1 anerkannt sind.“


	16. § 31 wird durch folgenden § 31 ersetzt:
	§ 31 „
	Anerkennung von Zertifizierungsstellen
	(1) Die zuständige Behörde erteilt auf Antrag einer juristischen Person mit Sitz in Deutschland eine Anerkennung als Zertifizierungsstelle, wenn
	(2) Der Antrag muss mindestens enthalten:
	(3) Der Nachweis darüber, dass die in Absatz 1 genannten Anforderungen erfüllt sind, ist durch Vorlage von Unterlagen über die betriebliche Ausstattung der jeweiligen Zertifizierungsstelle, ihren Aufbau und ihre Beschäftigten und weiteren Unterlagen e...
	(4) Die Anerkennung nach Absatz 1 ist unter dem Widerrufsvorbehalt zu erteilen, dass die Europäische Kommission dem Zertifizierungssystem die Anerkennung vollständig oder in Teilen entzieht und die Akkreditierung der Zertifizierungsstelle gemäß Artike...
	(5) Die Anerkennung kann beschränkt werden auf
	(6) Für die Akkreditierung von Zertifizierungsstellen mit Sitz in Deutschland gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 und für den fachlichen Umfang dieser Verordnung und deren Überwachung ist die nationale Akkreditierungsst...
	(7) Die zuständige Behörde und die nationale Akkreditierungsstelle sind befugt, Informationen zum Akkreditierungsverfahren und Anerkennungsverfahren auszutauschen, die für die Aufgabenerfüllung der jeweiligen Behörde erforderlich sind. Alle Behörden s...
	(8) Anerkannte Zertifizierungssysteme mit Sitz in Deutschland, die auf Zertifizierungsstellen mit Sitz in Deutschland zurückgreifen, stellen bei der nationalen Akkreditierungsstelle einen Antrag auf Feststellung, dass die Konformitätsbewertungsprogram...
	(9) Die nationale Akkreditierungsstelle kann innerhalb ihrer gesetzlichen Überwachungsbefugnisse nach Artikel 5 Absatz 3 und 4 der Verordnung (EG) 765/2008 und § 3 des Akkreditierungsstellengesetzes bei
	(10) Eine anerkannte Zertifizierungsstelle hat der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen:


	17. § 35 Satz 3 wird durch folgenden Satz ersetzt:
	18. Nach § 35 wird folgender § 35a eingefügt:
	„§ 35a
	Registrierung
	(1) Eine Zertifizierungsstelle, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat ihren Sitz hat, ist befugt, Zertifizierungen und Kontrollen...
	(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag einer Zertifizierungsstelle nach Absatz 1 eine Registrierung als Zertifizierungsstelle vornehmen, wenn
	(3) Der Antrag nach Absatz 2 muss mindestens folgende Angaben enthalten:
	(4) Der Nachweis darüber, dass die in Absatz 2 genannten Anforderungen erfüllt sind und die im Antrag nach Absatz 3 enthaltenen Angaben vorliegen, ist durch Vorlage von Unterlagen entsprechend den Vorgaben der zuständigen Behörde zu führen. Dies umfas...
	(5) Die Registrierung einer Zertifizierungsstelle muss die folgenden Angaben enthalten:
	(6) § 25 Absatz 2, §§ 37 und 38 sowie § 39 Satz 1 und 2 sind entsprechend auf Zertifizierungsstellen, die nach Absatz 1 registriert sind, anzuwenden.
	(7) Die zuständige Behörde überwacht in Abstimmung mit der zuständigen Behörde des Mitgliedstaates der Europäischen Union, der für die Überwachung federführend zuständig ist, die registrierte Zertifizierungsstelle anlassbezogen.“


	19. § 36 wird gestrichen.
	20. § 38 wird wie folgt geändert:
	(3) „ Die Schnittstellen und Lieferanten im Geltungsbereich dieser Verordnung sind verpflichtet, die Kontrollen nach den Absätzen 1 und 2 zu dulden und bei der Durchführung der Kontrollmaßnahmen mitzuwirken. Die zuständige Behörde ist befugt, die Kont...

	21. § 39 wird wie folgt gefasst:
	§ 39 „
	Mitteilungen und Berichte über Kontrollen
	Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde jede Kontrolle so rechtzeitig ankündigen, dass eine Begleitung durch die zuständige Behörde möglich ist. Vor-Ort-Kontrollen in der Bundesrepublik Deutschland, in einem Mitgliedsstaat der Europäisch...


	22. In § 40 nach Absatz 1 folgender Absatz 1a eingefügt:
	„(1a) Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde den Entzug oder die Aussetzung eines Zertifikats nach § 25 Absatz 2 oder 3 unverzüglich elektronisch mitteilen.“

	23. § 42 wird wie folgt geändert:
	„(3a) Die zuständige Behörde kann gegenüber einer Zertifizierungsstelle die Anordnung treffen, dass die Zertifizierungsstelle Zertifikate aussetzt oder entzieht, wenn die Voraussetzungen für die Ausstellung eines Zertifikates nach § 25 Absatz 2 nicht ...
	(3b) Die zuständige Behörde kann gegenüber der Akkreditierungsstelle ein Ersuchen auf Auskunft und die Einleitung eines Überprüfungsverfahrens nach § 4 Absatz 2 des Akkreditierungsstellengesetzes auch ohne konkreten Anlass im Rahmen stichprobenartiger...

	24. § 43 wird gestrichen.
	25. § 44 wird wie folgt geändert:
	„(2a) Die im Absatz 2 benannten personenbezogenen Daten kann die zuständige Behörde auch mittels Datenabgleich mit der Unionsdatenbank erheben, speichern, verwenden und austauschen.“

	26. In § 45 Absatz 1 wird die Angabe „und“ durch ein Komma ersetzt und nach der Angabe „Hauptzollämtern“ die Angabe „sowie Organen der Europäischen Kommission“ ersetzt.
	27. § 46 wird wie folgt geändert:
	28. § 48 wird wie folgt geändert:
	29. Nach § 52 wird folgender § 52a eingefügt:
	„§ 52a
	Ordnungswidrigkeiten
	(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 8 können mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro und im Übrigen mit einer Geldbuße bis zu hunderttausend Euro geahndet werden.
	(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3, 6, 8, 9 und 11 bis 15 das Umweltbundesamt jeweils für ihren Geschäftsbereich und in den Fällen des Abs...
	(4) Die Geldbußen fließen in die Kasse der zuständigen Verwaltungsbehörde. Sie trägt abweichend von § 105 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen und ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Absatz 4 des Gesetzes üb...


	30. In § 53 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
	(2) „ Zertifizierungsstellen mit Sitz in Deutschland, die bereits nach § 43 der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote vom 17. April 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 131) in ihrer b...
	(3) Zertifizierungssysteme mit Sitz in Deutschland, die Zertifizierungsstellen mit Sitz in Deutschland nutzen, stellen bis zum [31. Dezember 2025] einen Antrag nach § 31 Absatz 7 auf Feststellung der Akkreditierungsfähigkeit.
	(4) § 35a gilt ab dem 1. Januar 2027.“



	Artikel 3
	Änderung der Verordnung zur Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen
	Die Verordnung zur Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen vom […] wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 3 wird durch folgenden § 3 ersetzt:
	§ 3 „
	Basiswert, Treibhausgasemissionen fossiler Kraftstoffe
	Der Basiswert nach § 37a Absatz 4 Satz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wird auf 94 Kilogramm Kohlenstoffdioxid-Äquivalent pro Gigajoule festgelegt. Die Treibhausgasemissionen fossiler Kraftstoffe berechnen sich durch Multiplikation der vom Verpf...


	3. Folgender § 4b wird eingefügt:
	„§ 4b
	Vor-Ort-Kontrollen
	(1) Die Möglichkeit von Vor-Ort-Kontrollen nach § 37b Absatz 8 Satz 1 Nummer 5 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes besteht, wenn der zuständigen Behörde gestattet wird, Vor-Ort-Kontrollen der Zertifizierungsstelle zum Zweck der Überwachung der Arbeits...
	(2) Fortschrittliche Biokraftstoffe sind nicht auf den Mindestanteil nach § 14 anrechenbar, wenn keine Vor-Ort-Kontrollen nach Absatz 1 gestattet werden. Satz 1 gilt nur für Kraftstoffe, die ab dem Verpflichtungsjahr 2026 in Verkehr gebracht werden od...
	(4) Zuständige Behörden nach Absatz 1 sind Behörden eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, die nach Artikel 30 Absatz 9 Unterabsatz 2 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung d...


	4. § 5 wird wie folgt geändert:
	(3) „ Bei der Berechnung des Referenzwertes nach § 37a Absatz 4 Satz 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wird die energetische Menge elektrischen Stroms nach Absatz 1 multipliziert

	5. § 6 wird wie folgt geändert:
	(1) „ Der Dritte führt für jedes Verpflichtungsjahr Aufzeichnungen über die einzelnen öffentlich zugänglichen Ladepunkte im Sinne von § 2 Nummer 5 der Ladesäulenverordnung sowie über einen individuellen Identifizierungscode im Sinne von Artikel 20 Abs...
	(3) „ Die Anrechnung von Strom, der über einen öffentlich zugänglichen Ladepunkt entnommen wurde, auf die Erfüllung der Verpflichtung zur Minderung der Treibhausgasemissionen ist nur dann möglich, wenn

	6. § 8 wird wie folgt geändert:
	(5) „ Mitteilung nach Absatz 1, die unvollständig sind, werden von der zuständigen Stelle abgelehnt.“

	7. § 13 Absatz 1 und 2 werden durch die folgenden Absätze 1 und 2 ersetzt:
	(1) „ Übersteigt in einem Verpflichtungsjahr der energetische Anteil der Biokraftstoffe aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen
	(2) Die Obergrenze nach Absatz 1 bezieht sich prozentual auf die energetische Menge der bei der Berechnung des Referenzwertes nach § 37a Absatz 4 Satz 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu berücksichtigenden Otto- und Dieselkraftstoffe zur Verwendu...

	8. § 13a wird durch folgenden § 13a ersetzt:
	„Übersteigt der energetische Anteil der Biokraftstoffe, die aus den in Anlage 4 genannten Rohstoffen hergestellt wurden,

	9. § 14 Absatz wird wie folgt geändert:
	(1) „ Der Verpflichtete nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 bis 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes hat jährlich einen Mindestanteil Kraftstoffe, die aus den in Anlage 1 genannten Rohstoffen hergestellt wu...
	(4) „ Übersteigen in einem Verpflichtungsjahr Mengen an fortschrittlichen Biokraftstoffen den Mindestanteil nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2, kann der Verpflichtete beantragen, dass ihre energetische Menge auf den Mindestanteil des folgenden V...

	10. Anlage 1 wird wie folgt geändert:
	11. Anlage 4 wird wie folgt geändert:


	Artikel 4
	Änderung der Verordnung zur Durchführung der Regelungen der Biokraftstoffquote
	Die Verordnung zur Durchführung der Regelungen der Biokraftstoffquote […] wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 11 gestrichen.
	2. In § 9 wird die Angabe „Nummer 3“ jeweils durch die Angabe „Nummer 8“ ersetzt.
	3. § 11 wird gestrichen.


	Artikel 5
	Änderung der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung
	§ 12 Absatz 1 der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vom 2. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5126, 5143) wird wie folgt geändert: [Hinweis: Artikel 5 wird je nach Verfahrensstand der VO zur Änderung der BioKraft-NachV zur Umsetzung der RED III dorthin ü...
	1. In Nummer 10 wird die Angabe „und“ durch ein Komma ersetzt.
	2. In Nummer 11 Buchstabe d wird der Punkt durch die Angabe „und“ ersetzt.
	3. Folgende Nummer 12 wird eingefügt:


	Artikel 6
	Inkrafttreten
	Das Gesetz tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.
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